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Beschlussvorschlag 
 
Der Hauptausschuss der Gemeinde Bobitz nimmt den Entwurf des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 „Waldeck“ der Gemeinde Upahl zur 
Kenntnis. Die Gemeinde Bobitz hat keine Hinweise oder Bedenken. 
 
 
Sachverhalt 
Die Gemeinde Bobitz ist aufgefordert bis spätestens zum 12.05.2023 eine 
Stellungnahme zur oben genannten Planung abzugeben. 
 
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 soll einem regionalen 
Gewerbetreibenden der vorhandene Gewerbebetrieb planungsrechtlich gesichert 
werden. Darüber hinaus soll die planungsrechtliche Voraussetzung für 
gewerbliche Erweiterungsmöglichkeiten und die Errichtung eines 
betriebsbezogenen Wohngebäudes geschaffen werden. 
Die Gemeinde beabsichtigt, mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 
den vorhandenen Gewerbebetrieb zu stärken und den Zielen der 
Regionalentwicklung zu entsprechen. Gemäß dem Regionalen 
Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg wird der Geltungsbereich des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 als strukturschwacher ländlicher 
Raum dargestellt. Diese sind gekennzeichnet durch eine zentrenferne Lage und 
einen schwachen Besatz von Wirtschaftsbetrieben und Arbeitsplätzen. Aufgrund 
dessen sind diese Räume durch ihr vorhandenes Potenzial zu stärken, um auf 
eine Stabilisierung und Entwicklung der vorhandenen Wirtschaftsstrukturen 
hinzuwirken. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Anlage/n 

1 2023-03-21 vB10 Upahl_Entwurf 27 1 23-Plan M1-750 (öffentlich) 
 

2 2023-03-21 vB10 Upahl_Begründung Entwurf (öffentlich) 
 

3 2023-03-21 vB10 Upahl_Zwischenabwägung (öffentlich) 
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SATZUNG DER GEMEINDE UPAHL
über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 "Waldeck"
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Planzeichenerklärung
Es gilt die Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I  S. 1802).

1. Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 8 BauNVO)                          
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Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Lärmpegelbereiche (LPB) III - V

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten
sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Sichtdreiecke

Anbauverbotszone
                                                                                             

                         Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes  (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

2. Darstellungen ohne Normcharakter

vorhandene bauliche Anlagen  
                        
                        vorhandene Flurstücksgrenzen

                        Flurstücksnummern
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3. Nachrichtliche Übernahmen
Flächen für die Wasserwirtschaft (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Schutzgebiet für Grundwassergewinnung

Schutzzone II

Schutzzone III

Überflutungsgefährdeter Bereich bei einem Hochwasserereignis mit
seltener Wahrscheinlichkeit

Umgrenzung von Gesamtanlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen
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Teil A - Begründung 

 
1. Einleitung 

1.1 Anlass und Ziel der Planaufstellung 
 
Gemäß § 1 Baugesetzbuch (BauGB) ist mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes 
das Ziel verbunden, in der Gemeinde die nachhaltige städtebauliche Ordnung und eine 
dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende Bodennutzung zu gewährleisten. 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl hat am 17.03.2022 die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 „Waldeck“ beschlossen. Mit dem vor-
habenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 soll einem regionalen Gewerbetreibenden 
der vorhandene Gewerbebetrieb planungsrechtlich gesichert werden. Darüber hinaus 
soll die planungsrechtliche Voraussetzung für gewerbliche Erweiterungsmöglichkeiten 
und die Errichtung eines betriebsbezogenen Wohngebäudes geschaffen werden. Pla-
nungsrechtlich erfolgt dies durch die Ausweisung von eingeschränkten Gewerbege-
bieten gemäß § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO).  
 
Nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ist die Errichtung von betriebsbezogenen Wohnungen 
auf dem Betriebsgelände ausnahmsweise zulässig. Mit der Ausnahme greift die 
Baunutzungsverordnung einen wichtigen Belang der Wirtschaft, den § 1 Abs. 6 Nr. 8 
Buchst. a BauGB auf. Erforderlich ist ein funktionaler Zusammenhang zwischen der 
betriebsbezogenen Wohnung und den betrieblichen Anlagen. Darüber hinaus muss 
eine personelle Beziehung des Nutzers der Wohnung zum Betrieb bestehen. Mit dem 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 beabsichtigt der Betriebsinhaber (Vorha-
benträger) des im Geltungsbereich ansässigen Gewerbebetriebes eine Betriebsinha-
berwohnung zu realisieren. Der Gewerbebetrieb ist ein produzierender Betrieb zur Ver-
arbeitung von Beton-, Naturstein und Metallmaterialien. Aufgrund der Betriebsabläufe 
des Produktionsgewerbes sowie zur Bekämpfung von Einbruchsbefahren ist die Er-
richtung eines Wohngebäudes für Betriebsinhaber erforderlich. Die gewachsene 
Struktur des Gewerbebetriebes ermöglicht keine Integration der betriebsnotwendigen 
Wohnung in das bestehende Gewerbegebäude. Aus Immissionsschutzgründen wird 
der Neubau des betriebsbezogenen Wohnhauses begrüßt. Der geplante Neubau er-
möglicht bessere Vorkehrungen gegen äußere Störungen. Den Anforderungen an ge-
sunde Wohnverhältnisse im Gewerbegebiet werden somit entsprochen. 
 
Die Gemeinde beabsichtigt, mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 den 
vorhandenen Gewerbebetrieb zu stärken und den Zielen der Regionalentwicklung zu 
entsprechen. Gemäß dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklen-
burg wird der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 als 
strukturschwacher ländlicher Raum dargestellt. Diese sind gekennzeichnet durch eine 
zentrenferne Lage und einen schwachen Besatz von Wirtschaftsbetrieben und Arbeits-
plätzen. Aufgrund dessen sind diese Räume durch ihr vorhandenes Potenzial zu stär-
ken, um auf eine Stabilisierung und Entwicklung der vorhandenen Wirtschaftsstruktu-
ren hinzuwirken. 
 
Der Ortsteil Waldeck der Gemeinde Upahl ist überwiegend von Wald- und Land-
schaftsflächen geprägt. Die bebauten Strukturen begrenzen sich auf eine geringe 
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Anzahl an Wohnbau- bzw. Gewerbegrundstücke, die sich im Südosten der Ortslage 
konzentrieren. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 10 beinhaltet im Wesentli-
chen das Flurstück des ortsansässigen Gewerbebetriebes (Flurstück 22/4). Um eine 
städtebauliche und dem Ortsbild entsprechende behutsame Weiternutzung des Ge-
werbebetriebes zu gewährleisten, macht die Gemeinde von dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan gebrauch. Die gemeindliche Einflussnahme auf die konkrete Nutzung 
der Gebäude ist bei üblichen Bebauungsplänen aufgrund der gesetzlichen Beschrän-
kungen auf den Inhalt des § 9 Abs.1 BauGB sehr begrenzt. Mit dem Instrument des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und des begleitenden Durchführungsvertra-
ges ist die Bindung an § 9 BauGB aufgehoben. 
 
Der Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 lag zur frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Zeitraum vom 17.10.2022 bis 25.11.2022 zur Einsicht-
nahme aus. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange fand im Zeitraum vom 10.11.2022 bis 16.12.2022 statt. Aufgrund der einge-
gangenen Stellungnahmen wurden die festgesetzten Gewerbegebiete als einge-
schränkte Gewerbegebiete festgesetzt. Darüber hinaus wurden einige Klarstellungen 
sowie redaktionelle Änderungen vorgenommen. Wesentliche Änderungen ergaben 
sich aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen nicht.  
 
Um dem Entwicklungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB zu entsprechen ist die Ände-
rung des Flächennutzungsplanes erforderlich. Die Gemeinde beabsichtigt die 1. Än-
derung des Teilflächennutzungsplanes der ehemaligen Gemeinde Plüschow im ver-
einfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB aufzustellen. 
 
Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 ist zur Fortführung des 
Bauleitplanverfahrens gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen und gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB den Behörden und Trägern öffentlicher Belange zur Stellungnahme vor-
zulegen. 
 
1.2 Lage und Geltungsbereich 
 
Die Gemeinde Upahl liegt zentral im Landkreis Nordwestmecklenburg. Unmittelbar 
westlich grenzt die Stadt Grevesmühlen an und Richtung Nordosten befindet sich die 
Hansestadt Wismar. Die Bundesstraße 105 sowie die Autobahn 20 verlaufen durch 
das Gemeindegebiet, wodurch die Gemeinde Upahl gut an den regionalen sowie über-
regionalen Verkehr angebunden ist.  
 
Zu dem Gemeindegebiet der Gemeinde Upahl gehören insgesamt 13 Ortsteile. Wal-
deck ist einer der Ortsteile und befindet sich im Norden des Gemeindegebietes. Der 
Ortsteil ist überwiegend durch Waldflächen geprägt. Die Bebauungsstrukturen kon-
zentrieren sich im Südosten des Ortsteils, straßenbegleitend der Bundesstraße 105. 
Die baulichen Strukturen sind größtenteils von einem Ferienhof und einem Gewerbe-
betrieb geprägt. 
 
Das Plangebiet befindet sich im Nordosten des Ortsteils Waldeck. Der Geltungsbe-
reich umfasst eine Fläche von rund 0,4 ha und grenzt im Norden sowie Nordosten an 
landwirtschaftliche Nutzflächen sowie einen Wirtschaftsweg an. Östlich grenzt ein 
Siedlungsgehölz an das Plangebiet an. Im Süden wird der Geltungsbereich des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 durch die Bundesstraße 105 begrenzt. 
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Westlich grenzt Wohnbebauung mit zugehörigem Gartenland an. Der Geltungsbereich 
umfasst die Flurstücke 22/4 und 47 (teilw.) der Flur 1, Gemarkung Waldeck.  
 

 
Luftbild des Plangebietes, © GeoBasis - DE/M-V, 2022 

 
1.3 Flächennutzungsplanung, Planungsrecht und Raumordnung 
 
Die ehemalige Gemeinde Plüschow und die Gemeinde Upahl haben sich 2018 zusam-
mengeschlossen. Aufgrund der Fusion verfügt die Gemeinde Upahl über zwei rechts-
wirksame Teilflächennutzungspläne. In der Fortschreibung des rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplanes für die ehemalige Gemeinde Plüschow wird der Geltungsbereich 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 als landwirtschaftliche Fläche dar-
gestellt. Südliche Bereiche des Plangebietes sind zudem als Flächen, die für eine zent-
rale Abwasserbeseitigung nicht vorgesehen sind, dargestellt. 
 
Zur Berücksichtigung des Entwicklungsgebotes zwischen vorbereitender und verbind-
licher Bauleitplanung wird der Flächennutzungsplan der ehemaligen Gemeinde 
Plüschow gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 
geändert. Künftig wird mit der 1. Änderung des Teilflächennutzungsplanes der ehema-
ligen Gemeinde Plüschow eine gewerbliche Baufläche dargestellt. Die geordnete städ-
tebauliche Entwicklung der Gemeinde wird nicht beeinträchtigt. 
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Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde ehemaligen Gemeinde Plüschow 

 
Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der Satzung sind: 
 
- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 26.04.2022 
(BGBI. I S. 674), 

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
14.06.2021 (BGBI. I S. 1802), 

- die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802),  

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15.10.2015 (GVOBl. M-V S. 344), zuletzt geändert am 
26.06.2021 (GVOBl. M-V S. 1033) 
 

einschließlich aller rechtskräftigen Änderungen sowie die sonstigen planungsrelevan-
ten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen Gesetzesvorschriften, Erlasse und 
Richtlinien. 
 
Die in der Satzung genannten Gesetze, Erlasse, DIN-Normen und Richtlinien können 
im Bauamt des Amtes Grevesmühlen-Land, Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen 
während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 
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Die Gemeinde Upahl befindet sich im Norden der Region Westmecklenburg. Das Ge-
meindegebiet ist aufgrund der Fusion mit der Gemeinde Upahl im Jahr 2018 gemäß 
dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM 2011) 
der ehemaligen Gemeinde Plüschow zugehörig und befindet sich in einem struktur-
schwachen ländlichen Raum und wird als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft definiert. 
Die Gemeinde ist zudem Teil des regional bedeutsamen Radroutennetzes sowie Tou-
rismusentwicklungsraum. 
 
Ziel des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes Westmecklenburg ist es ländliche 
Räume mit günstiger Wirtschaftsbasis unter Nutzung ihrer hervorgehobenen Entwick-
lungspotenziale und Standortbedingungen als Wirtschafts- und Siedlungsstandort zu 
stärken und weiterzuentwickeln, dass die ländlichen Räume einen nachhaltigen Bei-
trag zur wirtschaftlichen Entwicklung der Region leisten und als Impulsgeber für die 
Entwicklung der strukturschwachen ländlichen Räume fungieren können.  
 
 
2. Planungskonzept 
 
2.1 Ausgangssituation 
 
Das Plangebiet befindet sich im Südosten des Ortsteils Waldeck der Gemeinde Upahl, 
unmittelbar nördlich der Bundesstraße 105. Nördlich grenzen landwirtschaftliche Nutz-
flächen an. Östlich des Plangebietes befinden sich weiteren landwirtschaftliche Nutz-
flächen sowie ein Siedlungsgehölz. Im Süden wird der Geltungsbereich durch die Bun-
desstraße 105 begrenzt. Südlich hieran grenzen Bebauungsstrukturen, die als Ferien-
hof genutzt werden an. Westlich befindet sich ein Wohngebäude mit zugehörigem Gar-
tenland, das wie alle weiteren baulichen Strukturen über die Bundesstraße 105 er-
schlossen ist. An die Wohnbebauung grenzen weiteren landwirtschaftliche Nutzflä-
chen an.  
 
Das Plangebiet selbst ist geprägt von einem gewerblichen Unternehmen, der als Be-
ton- und Natursteinbetrieb bewirtschaftet wird. Überwiegende Bereiche des Plange-
bietes sind aufgrund der intensiven Nutzung als Gewerbestandort bereits versiegelt. 
Im Nordwesten befindet sich die zum Betrieb zugehörige Gewerbehalle. Die übrigen 
Flächen im Norden des Plangebietes werden als Lage- und Stellflächen des Betriebs-
materials genutzt. Das Materiallager erstreckt sich weiter entlang der südwestlichen 
Grundstücksgrenze. Der Geltungsbereich ist zu den angrenzenden landwirtschaftli-
chen Nutzflächen (Norden, Nordosten und Nordwesten) durch Grünstrukturen be-
grenzt. Der südliche Bereich ist derzeit noch unbebaut und wird als Rasenfläche ge-
nutzt. Zur Bundesstraße 105 wird das Plangebiet durch weitere Gehölzstrukturen, auf 
dem angrenzenden Flurstück der Verkehrsfläche, begrenzt. 
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Blick auf den Gewerbebetrieb, eig. Aufnahme 

 
Blick aus Südosten auf das Plangebiet, eig. Auf-
nahme 

 

 
Blick auf die südliche Grenze des Plangebietes, 
eig. Aufnahme 

 
Blick aus Süden auf das Plangebiet, eig. Auf-
nahme 

 
2.2 Städtebauliches Konzept und Festsetzungen 
 
Anlass der Planaufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 ist das 
Ziel dem ortsansässigen Gewerbebetrieb Entwicklungspotenzial zu ermöglichen. Die 
Gemeinde ist bestrebt, die regionalen Wirtschaftsbetriebe zu fördern und in angemes-
senem Maße zu unterstützen. 
 
Das städtebauliche Konzept beruht auf den Planungsabsichten des Vorhabenträgers. 
In Verbindung mit dem bereits bestehenden Gewerbebetrieb für Beton- und Natur-
steinarbeiten ist die Errichtung eines betriebsbezogenen Wohngebäudes geplant. Der-
zeit wird der produzierende Gewerbebetrieb über den nordöstlich verlaufenden Wirt-
schaftsweg erschlossen. Aufgrund von Eigentumsverhältnissen stellt dieser Erschlie-
ßungsweg künftig keine gesicherte Zuwegung mehr dar. Die Erschließung des Gel-
tungsbereiches erfolgt künftig über einen, von dem Straßenbauamt Schwerin geneh-
migten, Anschluss an die Bundesstraße 105.  
 
Zur Berücksichtigung möglicher auftretender Immissionen bezogen auf die Produkti-
onshalle sowie die südlich angrenzende Bundessstraße 105 wurde im Rahmen der 
Bebauungsplanaufstellung ein Lärmgutachten zur Berücksichtigung von Lärmimmissi-
onen erarbeitet. Die Ergebnisse wurden in den Bebauungsplan eingearbeitet. 
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Art der baulichen Nutzung 

In dem festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiet 1 (GEe 1) ist die Errichtung ei-
ner Produktionshalle für Beton-, Naturstein-, Holzarbeiten und Metallverarbeitung zu-
lässig. In diesem Gebäude ebenso zulässig ist die Errichtung eines Unternehmens für 
Gebäudedienstleistungen. Mit der Festsetzung verfolgt die Gemeinde das Ziel, dem 
Vorhabenträger, eine den bestehenden und bestrebten Nutzungen des Gewerbebe-
triebs zu sichern. Derzeit wird der Betrieb für die Produktion von Beton- und Natur-
steinmaterialien sowie dessen Verarbeitung bewirtschaftet. Ebenso wirtschaftet der 
Gewerbebetrieb mit Metallverarbeitung. Um dem ortsansässigen Gewerbebetrieb ein 
möglichst breites Nutzungsspektrum zu ermöglichen wird neben dem vorhandenen 
produzierenden Gewerbe mit Rohstoffen die Zulässigkeit der Verarbeitung weiterer 
Rohstoffe (Holz) sowie die Errichtung eines Unternehmens für Gebäudedienstleistun-
gen gewährleistet. 
 
In dem festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiet 2 (GEe 2) ist gemäß § 1 Abs. 6 
Nr. 2 BauNVO die Errichtung eines Wohnhauses für die gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 
BauNVO ausnahmsweise zulässige Wohnung für Aufsichts- und Bereitschaftsperso-
nen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb des festge-
setzten GE 1 zugeordnet und ihm gegenüber untergeordnet ist, allgemein zulässig. 
Büro- und Verwaltungsräume die dem Gewerbebetreib des festgesetzten GEe 1 zu-
gehörig sind, sind zulässig. Die bestehende Produktionshalle ermöglicht keine Errich-
tung einer dem GEe 1 zugehörigen Wohnung innerhalb des Gewerbegebäudes. Zur 
Bekämpfung von Einbruchsgefahren, zur Überwachung der Arbeitsmaterialien sowie 
zur Erhöhung der Sicherheit des Betriebsgeländes ist die Ausweisung des GEe 2 er-
forderlich. Der Neubau einer dem GEe 1 zugehörigen Wohnung ermöglicht darüber 
hinaus einen besseren Umgang mit auftretenden Lärmimmissionen. Zudem ist die Er-
richtung von Büro- und Verwaltungsräumen die ebenfalls dem GEe 1 zugehörig sind, 
für mögliche Beratungsgespräche des produzierenden Gewerbes zulässig und be-
günstigen das Vorhaben. 
 
Maß der baulichen Nutzung 

In dem festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiet 1 (GEe 1) beträgt die maximale 
Firsthöhe 10,0 m. In dem festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiet 2 (GEe 2) 
beträgt die maximale Firsthöhe 8,5 m Für die festgesetzten Firsthöhen wird gemäß § 
18 Abs. 1 BauNO als Bezugspunkt die mittlere hergestellte Höhenlage der vom Ge-
bäude überdeckten Geländeoberfläche festgesetzt. Die Firsthöhe ist gleich die Höhen-
lage der oberen Dachbegrenzungskante. Durch die festgesetzten, differenzierten 
Firsthöhen soll eine zukünftige den Nutzungen entsprechende Höhenentwicklung ge-
währleistet werden. Die festgesetzte Firsthöhe des GE 2 bezieht sich hierbei auf die 
Höhe der baulichen Nachbarschaftsstrukturen. Für die zulässige Produktionshalle des 
GE 1 ist eine, den Nutzungen entsprechende, höhere Firsthöhe festgesetzt.  
 
Um eine Einbindung in die vorhandene Geländestruktur zu erreichen, dürfen innerhalb 
der festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiete zur Herstellung der überbaubaren 
Grundstücksfläche Aufschüttungen und Abgrabungen des natürlichen anstehenden 
Bodens bis zu einem Maß von jeweils 1,0 m ausgeglichen werden. Die Aufschüttungen 
und Abgrabungen beschränken sich hierbei auf die erforderlichen Flächen der Statik 
des Gebäudes und dessen Erschließung 
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Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von zwei Bau-
feldern über Baugrenzen bestimmt. Die überbaubare Fläche des GEe 1 orientiert sich 
hierbei an den Bestandsstrukturen der Produktionshalle. Die Dimensionierung des 
Baufelds hält hierbei mögliche Erweiterung des Gewerbegebäude offen. Für das fest-
gesetzte GEe 2 ist das ausgewiesen Baufeld zur Erschließungsstraße ausgerichtet. 
Da in dem GEe 2 eine untergeordnete Art der baulichen Nutzung gegenüber dem 
GEe 1 zulässig ist, ist die Baufeldgröße entsprechend angepasst.  
 
Grundflächenzahl 

Die zulässige Grundfläche auf den Baugrundstücken wird durch die Grundflächenzahl 
(GRZ) bestimmt. In den eingeschränkten Gewerbegebieten werden Grundflächenzah-
len von 0,6 (GEe 1) und 0,4 (GEe 2) festgesetzt. Innerhalb des festgesetzten einge-
schränkten Gewerbegebietes 1 (GEe 1) ist eine Überschreitung der festgesetzten GRZ 
für die in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis 0,8 zulässig. 
In dem eingeschränkten Gewerbegebiet 1 sind die überwiegenden Flächen bereits 
versiegelt sowie mit der Produktionshalle überbaut. Um die bestehenden Strukturen 
planungsrechtlich zu sichern sowie Erweiterungsmöglichkeiten zu gewährleisten wird 
eine Grundflächenzahl von 0,6 sowie eine Überschreitung bis 0,8 festgesetzt. 
Für das festgesetzte eingeschränkte Gewerbegebiet 2 ist eine dem Gewerbebetrieb 
des GEe 1 untergeordnete Grundfläche zulässig. Um die Planungsabsichten und eine 
damit einhergehende, dem festgesetzten GEe 2 zulässige Art der baulichen Nutzung 
planungsrechtlich zu sichern wird für das GEe 2 eine GRZ von 0,4 festgesetzt. 
 
Bauweise 

Die städtebauliche Nachbarschaft ist von einer aufgelockerten Bebauung geprägt. Um 
die baulichen Strukturen der Umgebung sowie der gewachsenen Strukturen des Plan-
gebietes wird in den festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebieten (GEe 1 und 
GEe 2) die offene Bauweise gemäß § 22 BauNVO festgesetzt. In der offenen Bau-
weise werden die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand als freistehende Einzelhäu-
ser errichtet.  
 
Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 

Innerhalb der festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiete (GEe 1 und GEe 2) sind 
die erforderlichen Pkw-Stellplätze auf den privaten Grundstücken vorzuhalten. Die an-
grenzende Verkehrsfläche des Plangebietes ist die Bundesstraße 105. Die Bereitstel-
lung von Stellplatzflächen im Bereich der Bundesstraße ist nicht zulässig. 
 
Gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO wird die Errichtung von privaten Funkantennen 
im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes ausgeschlossen. Eine Beein-
trächtigung des Ortsbildes soll ausgeschlossen werden. 
 
Flächen, die von einer Bebauung freizuhalten sind und deren Nutzung 

Zur Verkehrssicherheit werden innerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 10 gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 1 S.1 FStrG und 
§ 31 StrWG – MV Flächen festgesetzt, die von einer Bebauung freizuhalten sind. 
 
Entlang der Bundesstraße 105 dürfen in einem Streifen von 20 m, gemessen vom 
äußeren Rand der befestigen Fahrbahn, Hochbauten jeglicher Art nicht errichtet 
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werden. In dem Streifen gilt das Anbauverbot gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 Bundesfern-
straßengesetz (FStrG) sowie § 31 Straßenwegegesetz MV (StrWG-MV). Für diesen 
Bereich wurde eine Fläche, die von Bebauung freizuhalten ist festgesetzt. 
Im Zufahrtsbereich zur B 105 werden Sichtdreiecke festgesetzt. Hier dürfen Nebenan-
lagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO nicht errichtet wer-
den. Grundstückseinfriedungen und Strauchwerk dürfen eine Höhe von 0,8 m über 
Fahrbahnoberkante nicht überschreiten. Davon ausgenommen sind vorhandener und 
zu erhaltender Baumbestand sowie Neupflanzungen mit einer Kronenansatzhöhe von 
über 2,5 m. 
 
2.3 Örtliche Bauvorschriften 
 
Die Festsetzungen zu den örtlichen Bauvorschriften sollen zusammen mit den Fest-
setzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung ein Einfügen in die städtebauliche 
Situation gewährleisten. Die Festsetzungen sind in Anlehnung an die bestehende, ge-
wachsene Struktur sowie die Nachbarschaft getroffen. Die Festsetzungen dienen vor-
wiegend der Dach- und Fassadengestaltung mit dem Ziel, das Orts- und Landschafts-
bild nicht zu beeinträchtigen. 
 
In dem festgesetzten GEe 1 sind Dächer der Hauptgebäude als Flachdächer oder flach 
geneigte Pult- oder Satteldächer mit einem Neigungswinkel von maximal 25° zu er-
richten. Die Dachneigung des GEe 2 orientiert sich an den Dächern der Umgebung. 
Für das eingeschränkte Gewerbegebiet 2 sind Dächer der Hauptgebäude als symmet-
rische Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdächer mit einem Neigungswinkel zwischen 
20°und 40 zu errichten. Für die Dacheindeckung der festgesetzten eingeschränkten 
Gewerbegebiete sind nur nicht glänzende Materialien zulässig.  
 
Um eine Blendwirkung für die Umgebung auszuschließen ist bei der Fassadengestal-
tung des GEe 1 die Verwendung von reflektierenden Fassadenmaterialien mit Aus-
nahme von Glasflächen unzulässig. 
 
Die Fassadengestaltung des festgesetzten GEe 2 orientiert sich an den Fassadenge-
staltungen der Nachbarbebauung. In dem GEe 2 ist die Verwendung von roten, rot-
braunen oder rotbunten Ziegeln, geputzten Flächen mit roten, rotbraunen, gelbbrau-
nen und weißen Farbtönen oder Holz zulässig. Ebenso zulässig ist die Kombination 
der genannten Gestaltungselemente.  
 
Aus energiepolitischen Gründen ist die Errichtung von Anlagen zur Nutzung der Son-
nenenergie auf den Dachflächen zulässig. Um weitere Blendwirkungen für die Umge-
bung auszuschließen, sind Solarmodule mit einer Antireflexionsbeschichtung zu ver-
wenden. 
 
Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem Licht sind unzulässig, um 
Störungen der Anwohner in der umliegenden Wohnbebauung möglichst zu minimie-
ren.  
 
Es wird auf § 84 Landesbauordnung M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser nach § 86 Landesbauordnung M-V erlassenen 
Satzung über die örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Zuwiderhandlungen kön-
nen mit Bußgeld geahndet werden. 
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2.4 Verkehrserschließung und Stellplätze 
 
Der bestehende Gewerbebetrieb wird derzeit über den nordöstlich verlaufenden Wirt-
schaftsweg, der an die Bundesstraße 105 angebunden ist erschlossen. Aufgrund von 
Eigentumsverhältnissen und zur Verkehrssicherheit wird das Plangebiet künftig durch 
eine bestehende Sondererlaubnis des Straßenbauamtes Schwerin, Oktober 2021 
über die Bundesstraße 105 erschlossen.  
 
Die erforderlichen Stellplätze sind auf den privaten Grundstücken vorzuhalten. Durch 
den unmittelbaren Anschluss an die B 105 sowie der ausreichenden Flächenverfüg-
barkeit sind die Pkw-Stellplätze ausschließlich auf den privaten Grundstücken zu er-
richten. 
 
Im Geltungsbereich sind Grundstückszufahrten, Wege, Stellplätze und deren Zufahr-
ten in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen. Dafür können z.B. Schotterrasen, 
Rasengittersteine und Rasenfugenpflaster, wassergebundene Decken oder ein groß-
poriges- bzw. offenfugiges (versickerungsfähiges) Pflaster verwendet werden. Damit 
wird der zusätzliche Versiegelungsgrad auf ein Minimum beschränkt. Die Herstellung 
von neuen Asphalt- und Betonflächen für Stellplatzflächen soll ausgeschlossen wer-
den.  
 
2.5 Flächenbilanz 
 
Die Gesamtfläche innerhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 10 beträgt ca. 0,4 ha. Die Fläche unterteilt sich folgendermaßen: 
 

Flächennutzung Flächengröße in m² 

Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe 1 und GEe 2) 3 645 

Verkehrsfläche 326 

Plangebiet, Summe 3 971 

 
 
3. Ver- und Entsorgung 
 
Die technische Ver- und Entsorgung des Gebietes erfolgt durch die Neuverlegung der 
erforderlichen Leitungen mit dem Anschluss an die vorhandenen Anlagen in der „Bun-
desstraße 105. 
 
Die Träger der Ver- und Entsorgung sind bei Ausbauplanungen frühzeitig in die Aus-
führungsplanung einzubeziehen, um die gleichzeitige Einbringung der Ver- und Ent-
sorgungsleitungen zu gewährleisten und um möglicherweise vorhandene Leitungen 
zu berücksichtigen. Die genaue Lage vorhandener Leitungen ist im Vorfeld von Bau-
arbeiten zu ermitteln. Vor dem Beginn von Tiefbauarbeiten sollte eine genaue Ortung 
vorhandener Leitungen vorgenommen werden. Die Mindestabstände zu vorhandenen 
Leitungen sind bei Bau- und Anpflanzungsmaßnahmen zu beachten. 
 
Im Folgenden werden die wichtigsten Parameter der Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
tur erläutert. 
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3.1 Trinkwasser- und Löschwasserversorgung 
 
Das Plangebiet wird vom Zweckverband Grevesmühlen zentral mit Trinkwasser er-
schlossen. Neuanschlüsse zur Wasserversorgung sind mit dem Zweckverband abzu-
stimmen. Hinsichtlich des sparsamen Umganges mit Trinkwasser sollte der Einsatz 
von wassersparenden Technologien (z.B. Brauchwasseranlagen) bevorzugt werden.  
 
Für das Plangebiet besteht für den Grundschutz ein Löschwasserbedarf von 48 m³ pro 
Stunde über einen Zeitraum von zwei Stunden. Gemäß einer Rücksprache mit dem 
Ortswehrführer der freiwilligen Feuerwehr Plüschow (Juli 2022) stehen für den Erst-
einsatz Löschfahrzeuge der freiwilligen Feuerwehr Plüschow sowie der freiwilligen 
Feuerwehr Upahl mit einem Wassertank von rund 9.000 Liter zur Verfügung. Zusätz-
lich befindet sich, gemäß einem Schreiben der freiwilligen Feuerwehr Plüschow (April 
2020), innerhalb des Plangebietes ein 5 000 Liter Wassertank sowie ein Brunnen mit 
rund 6 000 Liter Wasser. Darüber hinaus befindet sich südöstlich des Plangebietes in 
rund 250 m Entfernung ein Löschwasserteich, der eine Größe von 34 m x 17 m und 
ca. 2 m Tiefe umfasst sowie westlich des Plangebietes im Bereich der GER Umwelt-
schutz GmbH ein Oberflurhydrant mit einer Leistung von rund 196 m³ pro Stunde. Der 
Löschwasserbedarf für den Grundschutz ist sichergestellt. 
 
Gemäß Schreiben der Stadt Grevesmühlen, Fachbereich Haupt- und Ordnungsamt 
(November 2022) sind nach Rücksprache mit der Wehrführung die Löschwasserquel-
len ausreichend. Der südöstlich des Plangebietes gelegene Löschwasserteich ist ge-
mäß dem Haupt- und Ordnungsamt der Stadt Grevesmühlen einer zeitnahen Pflege 
(Entkrautung) zuzuführen, die in regelmäßigen Abständen zu wiederholen ist. 
 
Insofern Teile geplanter (zulässiger) Gebäude mehr als 50 m von einer mit Fahrzeugen 
der Feuerwehr befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche entfernt liegen, sind zur Si-
cherstellung des Feuerwehreinsatzes gemäß § 5 Abs. 1 Satz 4 LBauO M-V Zufahrten 
zu den vor oder hinter den Gebäuden gelegenen Grundstücksteilen und eventuellen 
Bewegungsflächen herzustellen. 
 
Zufahrten und Bewegungsflächen sowie ggf. Aufstellflächen sind entsprechend der 
„Richtlinie über Flächen der Feuerwehr“ i. d. F. August 2006 zu bemessen und zu 
befestigen. Am Ende von Feuerwehrzufahrten muss eine für Fahrzeuge der Feuer-
wehr ausreichend bemessene Wendefläche zur Verfügung stehen.  
 
Die Flächen der Feuerwehr sind entsprechend der Anlage zur „Richtlinie über Flächen 
der Feuerwehr“ zu kennzeichnen und müssen eine jederzeit deutliche Randbegren-
zung haben. 
 
3.2 Schmutz- und Regenwasserentsorgung 
 
Die Schmutzwasserversorgung erfolgt dezentral über die im Norden des Geltungsbe-
reiches befindliche Biokläranlage. Mögliche Neuanschlüsse sind im Rahmen der Er-
schließungsplanung abzustimmen. 
 
Überwiegende Bereiche des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 sind bereits 
überbaut. Die vorhandene Niederschlagswasserkonzeption hat seit Jahren Bestand. 
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Das anfallende Niederschlagswasser der bereits versiegelten Flächen sowie des Ge-
werbegebäudes werden über den östlich, verrohrten Graben in die Vorflut eingeleitet. 
 
Für das Plangebiet wurde durch das Ingenieurbüro Buchheim und Morgner PartGmbB 
ein geotechnischer Bericht (Stand Mai 2022) erarbeitet, um Aussagen über die Boden-
verhältnisse sowie die damit einhergehende Versickerungsfähigkeit zu erhalten.  
 
Gemäß dem geotechnischen Bericht ist eine Niederschlagsversickerung im Sinne der 
DWA-A 138 über den Brunnenschacht im tieferen Baugrundbereich möglich. Eine Nie-
derschlagsversickerung ohne Versickerungsmaßnahmen ist daher nicht möglich. 
Nach Aussagen der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg 
ist die Versickerung über den vorhandenen Brunnenschacht nicht zulässig. 
 
Der geotechnische Bericht erläutert eine weitere Niederschlagsableitung. Gemäß dem 
Ingenieurbüro besteht die Überlaufmöglichkeit in die Vorflut an der Grundstücks-
grenze. Das anfallende Niederschlagswasser der bereits versiegelten Flächen und des 
Gewerbegebäudes wird über den östlich verrohrten Graben bereits in die Vorflut ein-
geleitet. Aufgrund der minimalen Erhöhung der versiegelten Flächen durch das fest-
gesetzte GEe 2 wird das zukünftig anfallende Oberflächenwasser in die Bestandskon-
zeption integriert. Die Ableitung des zusätzlichen Regenwassers erfolgt in die örtliche 
Vorflut. 
 
Sowohl für die Einleitung in ein ober-/ unterirdisches Gewässer als auch in das Grund-
wasser ist die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis erforderlich und bei der Un-
teren Wasserbehörde zu beantragen. Eine wasserrechtliche Erlaubnis wird im Rah-
men der Bauausführung beantragt.  
 
 
3.3 Energieversorgung und Telekommunikation 
 
Die Stromversorgung sowie die Versorgung mit Anlagen der Telekommunikation er-
folgt über den Anschluss an die bestehenden Leitungen. Die Leitungen sind in der 
Bundesstraße 105 verlegt. Vorhandene Leitungen und Anlagen sind zu beachten.  
 
 
4. Eigentumsverhältnisse, Planungskosten 
 
Die Flächen des Plangebietes befinden sich in privatem Eigentum. Die Planungs- und 
Erschließungskosten sind durch den Grundstückseigentümer zu tragen. Die Ge-
meinde wird von allen Kosten freigehalten. 
 
 
5. Immissionsschutz 
 
Aufgabe von Bauleitplanungen im Hinblick auf den Immissionsschutz ist es, abschlie-
ßend die Frage nach den auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen zu beantwor-
ten und dafür zu sorgen, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse auch für die bestehenden Nutzungen beachtet werden. Die Gemeinde Upahl 
hat sich im Rahmen der Aufstellung der Planung mit den möglicherweise auf das 
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Plangebiet einwirkenden Immissionen und die vom dem Plangebiet ausgehenden Im-
missionen auseinandergesetzt.  
 
Als wesentliche Immissionsquellen ist der innerhalb des Geltungsbereiches befindli-
che Gewerbebetrieb sowie die südlich verlaufende Bundesstraße 105 identifiziert wor-
den. Zur Untersuchung möglicher Beeinträchtigungen durch Lärmimmissionen wurde 
von dem Vorhabenträger ein Fachgutachten in Auftrag gegeben, das zu den im Fol-
genden dargestellten Ergebnissen kam. 
 
Das geplante Wohnhaus ist dem Gewerbebetrieb zugehörig und befindet sich in un-
mittelbarer Nachbarschaft zum Gewerbebetrieb. Das Wohngebäude erhält somit den 
Schutzstatus für ein Gewerbegebiet.  
 
Die durch den Gewerbebetrieb erzeugten Geräuschimmissionen unterschreiten am 
Baufeld des festgesetzten GEe 2 den Orientierungswert der DIN 18005 für Gewerbe-
gebiete um 10 dB. Durch die gewerblichen Nutzungen innerhalb des Geltungsberei-
ches werden die Orientierungswerte der DIN 18005 an den schutzwürdigen Nutzungen 
innerhalb und außerhalb des Plangebietes eingehalten. Festsetzungen bezüglich der 
Immissionen des Gewerbebetriebes werden nicht erforderlich. 
 
Durch die Geräuschimmissionen der Bundesstraße 105 werden die Orientierungs-
werte für Gewerbegebiete am Tag von 65 dB(A) um 2 dB unterschritten bzw. der Ori-
entierungswert für den Nachtzeitraum von 55 dB(A) um 2 dB überschritten.  
 
Anforderungen an den passiven Schallschutz werden durch Lärmpegelbereich defi-
niert. Der maßgebliche Zeitraum für die Lärmpegelbereiche des Straßenverkehrs (B 
105) ist der Nachtzeitraum. Der südliche Bereich des Plangebietes liegt in den Lärm-
pegelbereichen IV und V. Der nördliche Geltungsbereich liegt in den Lärmpegelberei-
chen II und III. Das festgesetzte Baufeld des GEe 2 liegt vollständig im Lärmpegelbe-
reich IV. Es sind Festsetzungen bezüglich der Verkehrsimmissionen erforderlich. 
 
Die Fenster für schutzbedürftige Räume in Wohnungen (Wohnräume, Schlafräume, 
Kinderzimmer, Wohnküchen, Arbeitszimmer) sollten an Gebäudeseiten angeordnet 
sein, an denen die Orientierungswerte eingehalten werden. Dies ist im Lärmpegelbe-
reich II der Fall.   
 
Ab Lärmpegel III sollte eine Frischluftzufuhr über ein Fenster möglich sein, welches 
sich im Lärmpegelbereich II befindet. Ist dies nicht möglich, dann bestehen gesonderte 
Anforderungen an die Luftschalldämmung der Außenwandelemente einschließlich der 
Fenster und Dächer. Es muss gewährleistet werden, dass in Wohnräumen ein Innen-
pegel von 30 dB(A) erreicht oder unterschritten wird. Die gesamten bewerteten Bau-
Schalldämm-Maße R’w,ges der Außenwände berechnen sich gemäß DIN 4109-
1:2018-01. 
 
Für Wohnräume mit Schlafnutzungen (u.a. Schlafräume und Kinderzimmer) ist eine 
erforderliche Frischluftzufuhr zu gewährleisten. Dies kann durch gesonderte Fenster-
konstruktionen mit erhöhter Schalldämmung bei teilgeöffnetem Fenster oder durch 
bauliche Maßnahmen vergleichbarer Wirkung (z.B. schallgedämmte Lüftungseinrich-
tungen) erreicht werden. Die Fenster dürfen zum Öffnen ausgeführt sein. 
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Für Außenwohnbereiche sollten die Orientierungswerte für Mischgebiete nicht über-
schritten werden, dies ist im Lärmpegelbereich III der Fall. Es sollte ein Außenwohn-
bereich in den Lärmpegelbereichen II oder III vorhanden sein, denn ab dem Lärmpe-
gelbereich IV sind Außenwohnbereiche nur sehr eingeschränkt nutzbar. Außenwohn-
bereiche können in Bereichen mit einer Schallabschirmung errichtet werden. Dies 
kann der Schallschatten eines Gebäudes oder einer gesondert errichteten Schall-
schutzwand im Nahbereich des Außenwohnbereiches sein. 
 
Für die Planung der Gebäude kann die Eigenabschirmung der Gebäude genutzt wer-
den. Sie vermindert die Geräuschimmissionen für die Fassaden (mit Fenstern) und für 
Außenwohnbereiche (Freisitze oder Terrassen) an den lärmabgewandten Gebäude-
seiten in Gebäudenähe. Bei offener Bauweise können für die lärmabgewandten Ge-
bäudeseiten Pegelminderungen um 5 dB veranschlagt werden. Die abschattende Wir-
kung der Gebäude kann gemäß Nr. 4.4.5.1 der DIN 4109-2 pauschal berücksichtigt 
werden. 
 
Die Beurteilungspegel können sich z.B. ändern durch hochbauliche Hindernisse oder 
Lärmschutzwände. Die Minderungen der Beurteilungspegel können in ergänzenden 
schalltechnischen Untersuchungen nachgewiesen werden. Bei geringeren Außen-
lärmpegeln können die Maßnahmen, die in Bezug auf die Lärmpegelbereiche festge-
setzt wurden, entsprechend angepasst werden. 
 
 
6. Sonstiges 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind von der geplanten Maßnahme keine Bau- 
oder Bodendenkmale betroffen. Wer während der Baumaßnahmen Sachen, Sachge-
samtheiten oder Teile von Sachen (Funde) entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass 
an ihrer Erhaltung gemäß § 2 Abs. 1 des DSchG M-V ein öffentliches Interesse be-
steht, hat dies unverzüglich anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den 
Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer, zufälligen Zeugen, die den Wert des Ge-
genstandes erkennen. Die Anzeige hat gegenüber der unteren Denkmalschutzbe-
hörde zu erfolgen. Sie leitet die Anzeige unverzüglich an die Denkmalfachbehörde 
weiter. Der Fund und die Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Die 
Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher An-
zeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist 
im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder 
die Bergung des Denkmals dies erfordert - vgl. § 11 Abs. 1, 2, 3 DSchG M-V. 
 
Das Plangebiet ist als nicht kampfmittelbelastet bekannt. Es ist jedoch nicht auszu-
schließen, dass bei Tiefbaumaßnahmen Munitionsfunde auftreten können. Aus die-
sem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten 
bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden 
werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren 
Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. 
Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Geltungsbereich sowie im Umfeld keine 
Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen bekannt. Werden bei Bauarbeiten An-
zeichen für bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatürlicher Geruch, 
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anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, Ausgasungen, Altablagerun-
gen) angetroffen, ist der Grundstücksbesitzer gemäß § 4 Abs. 3 Bundesbodenschutz-
gesetz (BBodSchG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaus-
hubs verpflichtet. Bei konkreten Anhaltspunkten dafür, dass eine schädliche Boden-
veränderung oder Altlast vorliegt, ist dies unverzüglich dem Landrat des Landeskreises 
Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutzbehörde (Sachgebiet Abfall, Bo-
denschutz und Immissionsschutz) mitzuteilen (§2 LBodSchG M-V). Bei allen Maßnah-
men ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, welche eine Ver-
schmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, Verlust von 
Oberboden, Verdichtung und Erosion hervorrufen können, vermieden werden (§ 1 
LBodSchG M-V). 
 
Der vorliegende Entwurf ist nicht rechtsverbindlich. Alle Rechtsgeschäfte, die auf 
Grundlage dieses Entwurfes getätigt werden, geschehen auf eigene Verantwortung. 
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Teil 2 - Umweltbericht 

 
1. Einleitung 
 
1.1 Allgemeines 
 
Der Umweltbericht, als gesonderter Teil der Begründung, legt die Belange des Natur- 
und Umweltschutzes dar. Gemäß §§ 2 Abs. 4 und 1 Abs. 6 Nr. 7 Baugesetzbuch 
(BauGB) werden die Resultate der Umweltprüfung sowie nach § 1a Abs. 3 BauGB die 
Ergebnisse der Eingriffsregelung aufgezeigt. 
Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 „Waldeck“ der Gemeinde Upahl 
werden innerhalb des Umweltberichtes die ermittelten voraussichtlichen Umweltaus-
wirkungen nach der Anlage 1 des BauGB beschrieben und bewertet. Die Ergebnisse 
sind nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen.  
 
1.2 Lage und Charakteristik des Plangebietes 
 
Die Gemeinde Upahl liegt zentral im Landkreis Nordwestmecklenburg. Unmittelbar 
westlich grenzt die Stadt Grevesmühlen an und Richtung Nordosten befindet sich die 
Hansestadt Wismar. Die Autobahn 20 verläuft durch das Gemeindegebiet, wodurch 
Upahl gut an den überörtlichen Verkehr angebunden ist. Der Gemeinde Upahl sind 
insgesamt 13 Ortsteile zugehörig. 
 
Die Ortslage Waldeck liegt im Nordosten der Gemeinde Upahl. Das Plangebiet befin-
det sich im Osten des Ortsteils Waldeck, unmittelbar an der Bundesstraße 105 zwi-
schen Grevesmühlen und Gressow. Das Plangebiet bezieht sich im Wesentlichen auf 
die bereits vorhandene Gewerbefläche mit der Gewerbehalle und dem Lagerplatz und 
den südlich davor befindlichen Zierrasenbereichen. Begrenzt wird die Fläche im Süden 
durch die B 105, im Westen durch Wohnbebauung und landwirtschaftliche Nutzflä-
chen, im Norden und Osten durch einen Wirtschaftsweg, landwirtschaftliche Nutzflä-
chen und ein Siedlungsgehölz.  
 
1.3 Inhalt und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl hat am 17.03.2022 die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 „Waldeck“ beschlossen. Mit dem vor-
habenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 soll einem regionalen Gewerbetreibenden 
der vorhandene Gewerbebetrieb planungsrechtlich gesichert werden. Darüber hinaus 
soll die planungsrechtliche Voraussetzung für gewerbliche Erweiterungsmöglichkeiten 
und die Errichtung eines betriebsbezogenen Wohngebäudes geschaffen werden. Pla-
nungsrechtlich erfolgt dies durch die Ausweisung von eingeschränkten Gewerbege-
bieten gemäß § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO). Der Geltungsbereich des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 mit einer Größe von rund 0,4 ha befindet 
sich in der Ortslage Waldeck, unmittelbar nördlich an die Bundesstraße 105 angren-
zend. 
 
Die Gemeinde beabsichtigt mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 den 
vorhandenen Gewerbebetrieb zu stärken und den Zielen der Regionalentwicklung zu 
entsprechen. Gemäß dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklen-
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burg wird der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 als 
strukturschwacher ländlicher Raum dargestellt. Diese sind gekennzeichnet durch eine 
zentrenferne Lage und einen schwachen Besatz von Wirtschaftsbetrieben und Arbeits-
plätzen. Aufgrund dessen sind diese Räume durch ihr vorhandenes Potenzial zu stär-
ken und eine Stabilisierung und Entwicklung der vorhandenen Wirtschaftsstrukturen 
hinzuwirken. 
 
Der Ortsteil Waldeck der Gemeinde Upahl ist überwiegend von Wald- und Land-
schaftsflächen geprägt. Die bebauten Strukturen begrenzen sich auf eine geringe An-
zahl an Wohnbau- bzw. Gewerbegrundstücke, die sich im Südosten der Ortslage kon-
zentrieren. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 10 beinhaltet im Wesentlichen 
das Flurstück des ortsansässigen Gewerbebetriebes (Flurstück 22/4). Um eine städ-
tebauliche und dem Ortsbild entsprechende behutsame Weiternutzung des Gewerbe-
betriebes zu gewährleisten, macht die Gemeinde von dem vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan gebrauch. Die gemeindliche Einflussnahme auf die konkrete Nutzung der 
Gebäude ist bei üblichen Bebauungsplänen aufgrund der gesetzlichen Beschränkun-
gen auf den Inhalt des § 9 Abs.1 BauGB sehr begrenzt. Mit dem Instrument des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes und des begleitenden Durchführungsvertrages ist 
die Bindung an § 9 BauGB aufgehoben. 
 
 
2. Ziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen 
 
2.1 Fachgesetze 
 
In der nachfolgenden Tabelle sind die zu beachtenden einschlägigen Fachgesetze, 
aufgeschlüsselt nach den im nachfolgenden Kapitel behandelten Schutzgütern, dar-
gestellt. 
 

Schutzgut Fachgesetzliche Vorgaben 

Mensch 

▪ Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

▪ Verordnung zur Durchführung des BImSchG in der ak-

tuellen Fassung (BImSchV) 

Pflanzen und 

Tiere 

▪ Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  

▪ Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V)  

▪ Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV)  

▪ FFH-Richtlinie (FFH-RL) 

Boden 
▪ Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)  

▪ Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) 

Wasser 

▪ Landeswassergesetz M-V (LWaG M-V)  

▪ EU-Wasserrahmenrichtlinie (EU WRRL)  

▪ Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (WHG)  

Fläche ▪ BBodSchG 

Klima/Luft 
▪ BImSchG 

▪ BImSchV 
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Kultur- und 

Sachgüter 
▪ Denkmalschutzgesetz M-V (DSchG M-V) 

Landschaft 
▪ BNatSchG  

▪ NatSchAG M-V 

 
2.2 Fachplanungen 
 
Regionales Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM, 2011) 
Für den planungsrelevanten Bereich werden die nachfolgenden Aussagen im RREP 
WM getroffen. Die Gemeinde Upahl befindet sich: 

• im strukturschwachen ländlichen Raum (siehe Karte 3, RREP WM, 2011), 

• im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft (siehe Karte 3, RREP WM, 2011) 

• im Tourismusentwicklungsraum (siehe Karte 4, RREP WM, 2011), 

• im Natura 2000-Gebiet (GGB) (siehe Karte 5, RREP WM, 2011), 

• im Vorbehaltsgebiet Naturschutz und Landschaftspflege (siehe Karte 5, RREP 
WM, 2011),  

• teilweise im Biotopverbund im weiteren Sinne (siehe Karte 6, RREP WM, 2011), 
 
Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP MV) 
Für den planungsrelevanten Bereich sowie für die gesamte Ortslage Waldeck werden 
die nachfolgenden Aussagen im LEP MW getroffen: 

- Vorbehaltsgebiet Tourismus: In den Vorbehaltsgebieten Tourismus soll der Si-
cherung der Funktion für Tourismus und Erholung besonderes Gewicht beige-
messen werden.  

- Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft: In den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft soll 
dem Erhalt und der Entwicklung landwirtschaftlicher Produktionsfaktoren und -
stätten ein besonderes Gewicht beigemessen werden. Dies ist bei der Abwä-
gung mit anderen raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen, Vorhaben, 
Funktionen und Nutzungen zu berücksichtigen.  

 
Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg (GLRP WM, 2008) 
Im GLRP werden als Fachplanung des Naturschutzes Aussagen zu den Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege für die räumliche Gesamtplanung ge-
troffen. Er bildet die Grundlage für nachfolgende Planverfahren.  
 
Naturräumliche Gliederung 
Landschaftszone:  Ostseeküstenland (1) 
Großlandschaft:  Nordwestliches Hügelland (10) 
Landschaftseinheit:  Klützer Winkel (101) 
 
Aufgrund der Lage des Plangebietes im Siedlungsraum bzw. angrenzend zur beste-
henden Ortslage werden für das Plangebiet selbst kaum spezifische Aussagen getrof-
fen. Es erfolgt eine Zusammenfassung der allgemeinen Darstellungen für die pla-
nungsrelevanten Bereiche: 
 

• In Bezug auf die Schutzwürdigkeit der Arten und Lebensräume ist die Ortslage 
Waldeck als „Bereich mit hoher Schutzwürdigkeit“ dargestellt (siehe Karte 3), 
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• Der Boden der Ortslage Waldeck ist als „Bereich hoher bis sehr hoher Schutz-
würdigkeit“ dargestellt (siehe Karte 4), 

• In Bezug auf die Schutzwürdigkeit des Grund- und Oberflächenwassers ist die 
Ortslage Waldeck als „Bereich mit geringer bis mittlerer Schutzwürdigkeit“ ver-
zeichnet (siehe Karte 6).  

• Die Ortslage Waldeck ist als niederschlagsnormal dargestellt (siehe Karte 7). 

• Die Ortslage Waldeck weist im Hinblick auf die Schutzwürdigkeit des Land-
schaftsbildes eine hohe bis sehr hohe Schutzwürdigkeit auf (siehe Karte 8). Die 
Funktionsbewertung der landschaftlichen Freiräume ist überwiegend mit Stufe 
2- mittel bewertet (siehe Karte 9). 

• Das Plangebiet sowie der nördliche Teil der Ortslage Waldeck liegen innerhalb 
des europäischen Schutzgebietes Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung 
(GGB) DE 2133-303 „Wald- und Kleingewässerlandschaft Everstorf“. (siehe 
Karte 10).  

• Die Ortslage Waldeck ist bezüglich der Bedeutung für die Sicherung der Erho-
lungsfunktion der Landschaft als „Bereich mit besonderer Bedeutung“, sowie 
als „Bereich mit herausragender oder besonderer Bedeutung für die land-
schaftsgebundene Erholung unter Beachtung des Vorrangs ökologischer Funk-
tionen gemäß Karte IV“ dargestellt (siehe Karte 13). 

 
Aus den übergeordneten Planungen lassen sich keine erheblichen Beeinträchtigungen 
der dort dargestellten Entwicklungsziele ableiten.  
 
Fachgutachten 
Für das Plangebiet liegt folgendes Fachgutachten vor: 
 

• Natura 2000-Vorprüfung gemäß § 21 NatSchAG M-V für das Natura 2000-Ge-
biet: Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) DE 2133-303 „Wald- und 
Kleingewässerlandschaft Everstorf“ zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 10 „Waldeck“, Juni 2022 

 
Flächennutzungsplan 
Die ehemalige Gemeinde Plüschow und die Gemeinde Upahl haben sich 2018 zusam-
mengeschlossen. Aufgrund der Fusion verfügt die Gemeinde Upahl über zwei rechts-
wirksame Flächennutzungspläne. In der Fortschreibung des rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplanes für die ehemalige Gemeinde Plüschow wird der Geltungsbereich 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 als landwirtschaftliche Fläche dar-
gestellt. Die 1. Änderung des Teilflächennutzungsplanes der ehemaligen Gemeinde 
Plüschow erfolgt im Parallelverfahren zum vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 10. 
 
Landschaftsplan 
Zum Zeitpunkt der Bearbeitung liegt kein Landschaftsplan der Gemeinde Upahl vor.  
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2.3 Schutzgebiete und Schutzobjekte 
 
Schutzgebiete 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb von Schutzgebieten von internationaler Bedeu-
tung.  
 

• Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) DE 2133-303 „Wald- und 
Kleingewässerlandschaft Everstorf“, innerhalb des Plangebietes 

 
Weitere Schutzgebiete von internationaler und nationaler Bedeutung sind in der Um-
gebung der Ortslage Waldeck vorhanden. Nachfolgend werden die Schutzgebiete auf-
geführt, die umgrenzend der Ortslage vorhanden sind. 
 

• GGB DE 2132-303 „Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen, Ent-
fernung zum Plangebiet ca. 1 300 m 

• GGB DE 2133-302 „Jameler Wald, Tressower See und Moorsee“, Entfernung 
zum Plangebiet ca. 2 300 m 

• Europäisches Schutzgebiet (SPA) DE 2233-401 „Stepenitz-Poischower Müh-
lenbach-Radegast-Maurine, Entfernung zum Plangebiet ca. 1 250 m. 

• Naturschutzgebiet (NSG) 280 „Kalkflachmoor und Mergelgruben bei Degtow, Entfer-
nung zum Plangebiet ca. 2 500 m 

 
Im Zusammenhang mit der Erarbeitung des hier vorliegenden Bebauungsplanes werden die 
Auswirkungen auf die mittelbar und unmittelbar betroffenen Natura 2000-Schutzgebiete un-
tersucht. Entsprechend wird eine FFH-Untersuchung für das oben genannte Gebiet von ge-
meinschaftlicher Bedeutung DE 2133-303 „Wald- und Kleingewässerlandschaft Everstorf“ er-
arbeitet. Diese Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass nicht von erheblichen Beein-
trächtigungen der maßgeblichen Bestandteile des aufgeführten Schutzgebietes auszugehen 
ist. Durch die Schaffung von Wohnraum auf einer bereits anthropogen beeinflussten Fläche 
werden keine signifikanten Veränderungen des GGB hervorgerufen. Erhebliche Beeinträchti-
gungen werden somit im Vorfeld ausgeschlossen. Zumal die Grenzen der Gebietsauswei-
sung einer Maßstabsungenauigkeit unterliegen und fraglich ist, wieso der Bereich des Plan-
gebietes Bestandteil des GGB ist. Der Managementplan des GGB weißt ausdrücklich darauf-
hin, dass Gewerbegebiete kein Bestandteil des GGB sind. 
 
Bei den weiteren genannten internationalen und nationalen Schutzgebieten kann eine erheb-
liche Beeinträchtigung der maßgeblichen Bestandteile und Erhaltungsziele von vornherein 
ausgeschlossen werden. 
 
Geschützte Biotope 
Innerhalb des Plangebietes sind keine gemäß § 20 NatSchAG M-V unter Schutz ste-
hende Biotope vorhanden.  
 
In einem Umkreis von ca. 200 m befinden sich die folgenden gemäß § 20 NatSchAG 
M-V geschützten Biotope (Kartenportal Umwelt M-V, Kartierungsjahr 1996): 
 

• NWM10779 – Baumgruppe – südlich des Plangebietes, Entfernung ca. 95 m 

• NWM10777 – Gebüsch/ Strauchgruppe – südöstlich des Plangebietes, Entfer-
nung ca. 210 m 



Satzung der Gemeinde Upahl über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 
„Waldeck“ - Entwurf 

 

23 
 

• NWM10784 – Stehendes Kleingewässer, einschließlich der Uferveg. – südöst-
lich des Plangebietes, Entfernung ca. 230 m 

• NWM10766 – Gebüsch/ Strauchgruppe – südlich des Plangebietes, Entfernung 
ca. 230 m 

• NWM10763 – Gebüsch/ Strauchgruppe – südlich des Plangebietes, Entfernung 
ca. 230 m 

• NWM10762 – Feuchtsenke bei Waldeck – südlich des Plangebietes, Entfer-
nung ca. 170 m 

• NWM10761 – Naturnahe Feldhecke – südlich des Plangebietes, Entfernung 
ca.  240 m 

 

 
Darstellung der geschützten Biotope im Umfeld (ca. 200 m) der Ortslage Waldeck (Quelle: LUNG MV 
2022) 

 
Mit der Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 10 liegen keine di-
rekten Eingriffe in geschützte Biotopstrukturen vor.  
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 beabsichtigt die Gemeinde Upahl 
in dem Ortsteil Waldeck in räumlicher Nähe zu einem bestehenden gewerblichen Be-
trieb, ein dem Gewerbebetrieb zugehöriges Wohngebäude zu entwickeln. Durch das 
neu geplante Wohngebäude, kann es potentiell zu einer Verstärkung von Licht- und 
Lärmimmissionen kommen. Da sich das geplante Wohngebäude in räumlicher Nähe 
zum gewerblichen Natur- und Betonsteinbetrieb sowie unmittelbar angrenzend an die 
B 105 befindet, werden die Immissionen nach Auffassung der Gemeinde als gering 
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eingestuft. Die Gemeinde geht nicht von einer grundsätzlichen Änderung des Charak-
ters einer dörflichen Ortslage aus.  
 
Auch unter Berücksichtigung der bestehenden Vorbelastungen werden mit der Umset-
zung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 10 der Gemeinde Upahl Ortsteil 
Waldeck keine erheblichen Beeinträchtigungen der aufgezählten Biotope erwartet.  
 
 
3. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
3.1 Grundlagen und Methodik der Umweltprüfung 
 
Die Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen erfolgten auf Grundlage 
der im § 2 Absatz 4 BauGB benannten Aspekte. Demnach wird für die Belange des 
Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a eine Umweltprüfung durchgeführt, in 
der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen unter Beachtung der An-
lage 1 (zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a und 4c) ermittelt werden. Nachstehend erfolgt eine 
Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands (Ba-
sisszenario) schutzgutbezogen. Im Anschluss wird eine Prognose über die Entwick-
lung des Umweltzustandes bei der Durchführung der Planung dargestellt. Ebenso wird 
die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Pla-
nung beschrieben und bewertet.  
 
3.2 Schutzgut Mensch 
 
Basisszenario 
Für den Menschen werden Auswirkungen einer Planung bedeutsam, wenn sich diese 
auf sein Wohnumfeld und/oder die Erholungsfunktion in der Landschaft ergeben.  
 
Das Planungsziel des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist es die planungs-
rechtliche Voraussetzung für ein, dem Gewerbebetrieb zugehöriges Wohnhaus sowie 
die planungsrechtliche Sicherung eines Natur- und Betonsteingewerbe zu schaffen. 
 
Im Umfeld der Ortslage werden die Flächen neben dem kleinteiligen Siedlungsgehölz 
und den Grünlandbereichen, größtenteils landwirtschaftlich genutzt. Zudem grenzt die 
Bundesstraße 105 unmittelbar südlich an das Plangebiet an. 
 
Das Plangebiet besitzt aufgrund seiner Ausprägung und Lage wenig Bedeutung für die 
landschaftsgebundene Erholung.  
 
Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Erholungs- und Freizeitnutzung 
Die zu überplanende Fläche ist in ihrer jetzigen Ausprägung keiner Erholungsfunktion 
zuzuordnen. Die Fläche ist eingezäunt, nicht öffentlich zugänglich und unmittelbar an 
der Bundesstraße 105 liegend. Außerdem befindet sich dort ein Gewerbebetrieb sowie 
eine kurzrasige Fläche, die überwiegend als Lagerplatz genutzt wird. Bezüglich der, 
auf das Plangebiet einwirkenden, Immissionen sind insbesondere die Bundesstraße 
und der vorhandene Gewerbebetrieb relevant.  
 

https://dejure.org/gesetze/BauGB/1.html
https://dejure.org/gesetze/BauGB/1a.html
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Von den westlich, nördlich und östlich unmittelbar an das Plangebiet angrenzenden 
Ackerflächen und den südlich der Bundesstraße befindlichen Grünlandflächen können 
Immissionsquellen, die auf den Geltungsbereich einwirken, ausgehen. Aufgrund der 
landwirtschaftlichen Nutzung als Acker- und Grünland treten Beeinträchtigungen nur 
zeitlich begrenzt (saisonal) auf. Beispielsweise können während der Ernte/ Mahd Be-
einträchtigungen entstehen. Durch die von Acker- und Grünlandflächen geprägte 
Landschaft der Gemeinde Upahl sind diese von den Anwohnern zu tolerieren. 
 
Mit der Umsetzung der Planung sind demnach keine erheblichen Beeinträchtigungen 
der Erholungs- und Freizeitnutzung zu erwarten.  
 
Lärmschutz 
Als wesentliche Immissionsquellen ist der innerhalb des Geltungsbereiches befindli-
che Gewerbebetrieb sowie die südlich verlaufende Bundesstraße 105 identifiziert wor-
den. Zur Untersuchung möglicher Beeinträchtigungen durch Lärmimmissionen wurde 
von dem Vorhabenträger ein Fachgutachten in Auftrag gegeben, das zu den im Fol-
genden dargestellten Ergebnissen kam. 
 
Das geplante Wohnhaus ist dem Gewerbebetrieb zugehörig und befindet sich in un-
mittelbarer Nachbarschaft zum Gewerbebetrieb. Das Wohngebäude erhält somit den 
Schutzstatus für ein Gewerbegebiet.  
 
Die durch den Gewerbebetrieb erzeugten Geräuschimmissionen unterschreiten am 
Baufeld des festgesetzten GEe 2 den Orientierungswert der DIN 18005 für Gewerbe-
gebiete um 10 dB. Durch die gewerblichen Nutzungen innerhalb des Geltungsberei-
ches werden die Orientierungswerte der DIN 18005 an den schutzwürdigen Nutzungen 
innerhalb und außerhalb des Plangebietes eingehalten. Festsetzungen bezüglich der 
Immissionen des Gewerbebetriebes werden nicht erforderlich. 
 
Durch die Geräuschimmissionen der Bundesstraße 105 werden die Orientierungs-
werte für Gewerbegebiete am Tag von 65 dB(A) um 2 dB unterschritten bzw. der Ori-
entierungswert für den Nachtzeitraum von 55 dB(A) um 2 dB überschritten.  
 
Anforderungen an den passiven Schallschutz werden durch Lärmpegelbereich defi-
niert. Der maßgebliche Zeitraum für die Lärmpegelbereiche des Straßenverkehrs (B 
105) ist der Nachtzeitraum. Der südliche Bereich des Plangebietes liegt in den Lärm-
pegelbereichen IV und V. Der nördliche Geltungsbereich liegt in den Lärmpegelberei-
chen II und III. Das festgesetzte Baufeld des GEe 2 liegt vollständig im Lärmpegelbe-
reich IV. Es sind Festsetzungen bezüglich der Verkehrsimmissionen erforderlich. 
 
Die Fenster für schutzbedürftige Räume in Wohnungen (Wohnräume, Schlafräume, 
Kinderzimmer, Wohnküchen, Arbeitszimmer) sollten an Gebäudeseiten angeordnet 
sein, an denen die Orientierungswerte eingehalten werden. Dies ist im Lärmpegelbe-
reich II der Fall.   
 
Ab Lärmpegel III sollte eine Frischluftzufuhr über ein Fenster möglich sein, welches 
sich im Lärmpegelbereich II befindet. Ist dies nicht möglich, dann bestehen gesonderte 
Anforderungen an die Luftschalldämmung der Außenwandelemente einschließlich der 
Fenster und Dächer. Es muss gewährleistet werden, dass in Wohnräumen ein Innen-
pegel von 30 dB(A) erreicht oder unterschritten wird. Die gesamten bewerteten Bau-
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Schalldämm-Maße R’w,ges der Außenwände berechnen sich gemäß DIN 4109-
1:2018-01. 
 
Für Wohnräume mit Schlafnutzungen (u.a. Schlafräume und Kinderzimmer) ist eine 
erforderliche Frischluftzufuhr zu gewährleisten. Dies kann durch gesonderte Fenster-
konstruktionen mit erhöhter Schalldämmung bei teilgeöffnetem Fenster oder durch 
bauliche Maßnahmen vergleichbarer Wirkung (z.B. schallgedämmte Lüftungseinrich-
tungen) erreicht werden. Die Fenster dürfen zum Öffnen ausgeführt sein. 
 
Für Außenwohnbereiche sollten die Orientierungswerte für Mischgebiete nicht über-
schritten werden, dies ist im Lärmpegelbereich III der Fall. Es sollte ein Außenwohn-
bereich in den Lärmpegelbereichen II oder III vorhanden sein, denn ab dem Lärmpe-
gelbereich IV sind Außenwohnbereiche nur sehr eingeschränkt nutzbar. Außenwohn-
bereiche können in Bereichen mit einer Schallabschirmung errichtet werden. Dies 
kann der Schallschatten eines Gebäudes oder einer gesondert errichteten Schall-
schutzwand im Nahbereich des Außenwohnbereiches sein. 
 
Für die Planung der Gebäude kann die Eigenabschirmung der Gebäude genutzt wer-
den. Sie vermindert die Geräuschimmissionen für die Fassaden (mit Fenstern) und für 
Außenwohnbereiche (Freisitze oder Terrassen) an den lärmabgewandten Gebäude-
seiten in Gebäudenähe. Bei offener Bauweise können für die lärmabgewandten Ge-
bäudeseiten Pegelminderungen um 5 dB veranschlagt werden. Die abschattende Wir-
kung der Gebäude kann gemäß Nr. 4.4.5.1 der DIN 4109-2 pauschal berücksichtigt 
werden. 
 
Die Beurteilungspegel können sich z.B. ändern durch hochbauliche Hindernisse oder 
Lärmschutzwände. Die Minderungen der Beurteilungspegel können in ergänzenden 
schalltechnischen Untersuchungen nachgewiesen werden. Bei geringeren Außen-
lärmpegeln können die Maßnahmen, die in Bezug auf die Lärmpegelbereiche festge-
setzt wurden, entsprechend angepasst werden. 
 
Sonstige Immissionen 
Während der Baumaßnahmen kann es zu Beeinträchtigungen durch Staub- oder an-
dere Luftschadstoffe kommen. Da die Immissionen nur temporär, also während der 
Bauphase, auftreten, sind diese von den Anwohnern zu tolerieren und stellen keine 
erhebliche Beeinträchtigung dar.  
Landwirtschaftliche Einsatztage und ggf. -nächte, z.B. zur Erntezeit, auf den angren-
zenden Ackerflächen sowie gelegentliche Geruchsbelästigungen durch das Ausbrin-
gen von Gülle, sind im ländlichen Raum von den Anwohnern ebenfalls zu tolerieren.  
 
Altlasten 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes keine Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen bekannt. 
 
Zusammenfassung 
Insgesamt geht die Gemeinde davon aus, dass es durch die Planung nicht zu beträcht-
lichen negativen Auswirkungen innerhalb der Ortslage Waldeck kommen wird, da sie 
bereits anthropogen vorbelastet ist. Es kann von der Wahrung gesunder Wohnverhält-
nisse ausgegangen werden.  
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3.3 Schutzgut Tiere, Pflanzen sowie biologische Vielfalt 
 
Erfassung des Baumbestandes 
Gemäß Baumschutzkompensationserlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz vom 15.10.2007 ist der Bestand an geschützten Bäumen 
auf Grundlage von Vermessungen und eigenen Erhebungen für das Plangebiet zu er-
mitteln.  
 
Innerhalb des Plangebietes befindet sich ein Birnenbaum relativ mittig auf der Zierra-
senfläche sowie Holunder und Flieder Sträucher am südlichen Rand des Plangebietes, 
als Abgrenzung und Sichtschutz zur Bundesstraße. Am Kreuzungsbereich Bundes-
straße 105 und der Straße „Dorfstraße“ befindet sich ein Siedlungsgehölz bestehend 
aus einheimischen Laubbäumen (v.a. Birke und Eiche) sowie vereinzelten Nadelge-
hölzen (Fichten). Entlang der Straße „Dorfstraße“ sind einige Laubbäume vorhanden, 
die von der Planung nicht berührt werden.   
 
Gesetzlich geschützte Bäume - § 18 NatSchAG M-V 
 
Grundsätzlich ist gemäß den Bestimmungen des § 18 NatSchAG MV Abs. 2 die Be-
seitigung geschützter Bäume sowie alle Handlungen, die zu ihrer Zerstörung, Beschä-
digung oder erheblichen Beeinträchtigung führen können, verboten. Zulässig bleiben 
fachgerechte Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Abwehr ei-
ner gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben oder Sachen von bedeutendem Wert. 
 
Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 100 Zentimetern, gemessen in einer 
Höhe von 1,30 Metern über dem Erdboden, sind gesetzlich geschützt. Dies gilt nicht 
für 

1. Bäume in Hausgärten, mit Ausnahme von Eichen, Ulmen, Platanen, Linden und 
Buchen, 

2. Obstbäume, mit Ausnahme von Walnuss und Esskastanie,  
3. Pappeln im Innenbereich,  
4. Bäume in Kleingartenanlagen im Sinne des Kleingartenrechts, 
5. Wald im Sinne des Fortsrechts, 
6. Bäume in denkmalgeschützten Parkanlagen, sofern zwischen der unteren Na-

turschutzbehörde und der zuständigen Denkmalschutzbehörde einvernehmlich 
ein Konzept zur Pflege, Erhaltung und Entwicklung des Parkbaumbestands er-
stellt wurde. 

 
Der Birnenbaum im Plangebiet fällt nicht unter den Schutz des § 18 NatSchAG M-V, 
da es sich um einen Obstbaum handelt und dieser vom Schutz ausgenommen ist. 
Ebenso ist kein Ausgleich nach dem Baumschutzkompensationserlass für den Birnen-
baum notwendig, da der Baumschutzkompensationserlass nur für folgendes zu be-
achten ist: 
Der Baumschutzkompensationserlass gilt grundsätzlich für durch Rechtsvorschriften 
geschützte Einzelbäume, Alleen, Baumreihen sowie Baumgruppen, bei denen entwe-
der die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung direkt anwendbar ist oder die zu 
Grunde liegende Schutzvorschrift hinsichtlich der Kompensationsmaßnahmen auf 
§ 15 Abs. 4 bis 6 des Landesnaturschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. Oktober 2002 (GVOBl. M-V 2003 S. 1), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 14. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 560) geändert worden ist, verweist. 
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Rechtsnormen zum Schutz von Gehölzen sind insbesondere die Vorschriften zu den 
gesetzlich geschützten Bäumen sowie zum Schutz der Alleen – vergleiche etwa 
§§ 26a und 27 des Landesnaturschutzgesetzes. Weiterhin bestehen noch Baum-
schutzverordnungen, die nach Maßgabe von § 26 des Landesnaturschutzgesetzes er-
lassen worden sind oder gemäß § 75 des Landesnaturschutzgesetzes fortgelten. 
 
Dieser Erlass gilt ferner für alle Alleen, einseitige Baumreihen sowie Baumreihen ein-
schließlich solcher unter 100 Metern Länge, die ihren Standort nicht an Bundes- und 
Landesstraßen haben. 
 
Alleen und Baumreihen, die nicht an öffentlichen oder privaten Verkehrsflächen und 
Feldwegen ihren Standort haben, sind durch die naturschutzrechtliche Eingriffsrege-
lung geschützt (vergleiche § 14 Abs. 2 Nr. 8 des Landesnaturschutzgesetzes). Dies 
kann beispielsweise bei Alleen und Baumreihen an stillgelegten oder ungenutzten 
Straßenabschnitten, an nicht befahrenen Wasserläufen, auf Wiesenflächen oder auf 
öffentlich nicht zugänglichen Parkplätzen der Fall sein. Auch Baumgruppen sind nach 
§ 14 Abs. 2 Nr. 8 des Landesnaturschutzgesetzes geschützt. 
 
Schließlich entsteht eine Kompensationspflicht für Einzelbäume auf der Grundlage der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung, wenn im Rahmen größerer Vorhaben – zum 
Beispiel bei der Errichtung baulicher Anlagen – neben anderen Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft auch Einzelbäume betroffen sind. 
Dieser Erlass gilt nicht für Baumschutzsatzungen, die nach Maßgabe des § 26 Abs. 1 
Satz 1 des Landesnaturschutzgesetzes erlassen worden sind. 
 
Entsprechend dieses Geltungsbereiches des Baumschutzkompensationserlasses 
werden gemäß § 18 NatSchAG M-V gesetzlich geschützte Bäume bereits vor dem 
Erreichen eines Stammumfangs von 100 cm ausgeglichen, sobald sie einen Stamm-
umfang von 50 cm erreicht haben. Einzelbäume, die nicht gemäß § 18 NatSchAG  
M-V gesetzlich geschützt sind, finden keine Berücksichtigung durch den Baumschutz-
kompensationserlass. 
 
Zu einer möglichen Beschädigung gehören auch Eingriffe in den Wurzelbereich (=Kro-
nentrauf+1,50 m Abstand). Die Abstände zu dem östlich des Plangebietes befindlichen 
Siedlungsgehölz werden eingehalten. 
 
Alle weiteren Gehölze im Umfeld des Plangebietes werden nicht berührt, sodass eine 
Zerstörung, Beschädigung oder eine erhebliche Beeinträchtigung ausgeschlossen 
werden kann.  
 
Geschützte Pflanzen 
Das Vorhaben der vorliegenden Planung ist nicht geeignet, um relevante Auswirkun-
gen auf die Artengruppe der Pflanzen auszuüben, da in unmittelbarem Anschluss an 
die Siedlung generell von einer geringen artenschutzrechtlichen Relevanz auszuge-
hen ist. Durch fehlende Habitatstrukturen können Beeinträchtigungen bzw. zu erwar-
tende artenschutzrechtliche Verbotstatbestände der Artengruppe Pflanzen eindeutig 
ausgeschlossen werden, da es sich um einen anthropogen stark vorgeprägten Be-
reich, landwirtschaftlich genutztes Grünland, handelt. Die weitere Analyse projektbe-
dingter Wirkungen und deren Erheblichkeit für die geschützte Flora entfällt.  
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Artenschutzrechtliche Prüfung - Potentialabschätzung 
Auf der Ebene des Genehmigungsverfahrens sind prinzipiell alle im Lande M-V vor-
kommenden Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie und alle im Lande M-V vorkommen-
den europäischen Vogelarten gemäß Art. 1 Vogelschutzrichtlinie betrachtungsrele-
vant. Dieses umfangreiche Artenspektrum (56 Arten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie sowie alle im Land wildlebenden Vogelarten) soll im Rahmen der Relevanz-
prüfung zunächst auf die Arten reduziert werden, die unter Beachtung der Lebens-
raumansprüche im Untersuchungsraum vorkommen können und für die eine Beein-
trächtigung im Sinne der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG durch Wir-
kungen des Vorhabens nicht von vornherein ausgeschlossen werden kann (Ab-schich-
tung).  
 
Dabei wird so vorgegangen, dass im Rahmen der Relevanzprüfung die Arten „her-
ausgefiltert“ werden, für die eine Betroffenheit hinsichtlich der Verbotstatbestände mit 
hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle) und die 
daher einer artenschutzrechtlichen Prüfung nicht mehr unterzogen werden müssen 
(FROELICH & SPORBECK, Leitfaden Artenschutz in Mecklenburg-Vorpommern 
20.09.2010).  
 
Bestandteil der Potentialabschätzung sind ggf. auch erforderliche Vermeidungs- bzw. 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen). Bei Eintritt von arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 sind in Abstimmung mit der 
unteren Naturschutzbehörde weitergehende Betrachtungen erforderlich. 
 
Auswirkungen des Vorhabens auf artenschutzrechtlich relevante Arten und Ar-
tengruppen (Potentialabschätzung) 
 
Das Plangebiet befindet sich mit einer Fläche von rund 0,4 ha in der Ortslage Waldeck, 
unmittelbar nördlich an die Bundesstraße 105 angrenzend. Umgebend wird das Plan-
gebiet überwiegend von Acker- und Grünlandflächen, der Bundesstraße, Einzelgehöf-
ten und einem Siedlungsgehölz.  
 
Das Planungsziel des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist es die planungs-
rechtliche Voraussetzung für ein, dem Gewerbebetrieb zugehörigen Wohnhaus sowie 
die planungsrechtliche Sicherung eines Natur- und Betonsteingewerbe zu schaffen. 
 
Aufgrund der anthropogenen Vorbelastung sind überwiegend störungsempfindliche 
Arten der Siedlungs- und Parkflächen zu erwarten. Die potentiell vorkommenden oder 
brütenden Arten sind bezüglich ihrer Brutstandorte sehr anpassungsfähig und belegen 
nicht jährlich wiederkehrend dieselben Brutplätze.  
 
Brutvögel 
Das Plangebiet ist bereits stark anthropogen überformt. Hinzu kommen optische und 
akustische Störungen durch die Bundesstraße und den Gewerbebetrieb.  
 
Mit der Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist die Fällung eines 
Obstbaumes erforderlich. Generell sei darauf verwiesen, dass Rodungen von Gehöl-
zen oder sonstigen Vegetationsstrukturen gemäß § 39 BNatSchG außerhalb der Brut-
periode der Vögel zu erfolgen haben.  
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Unter Beachtung des nach § 39 BNatSchG genannten Zeitraumes zur Durchführung 
von Fäll- bzw. Rodungsarbeiten sind keine erheblichen Beeinträchtigungen auf die po-
tentiell vorkommenden Brutvögel zu erwarten. Eine nähere Betrachtung zu den Ver-
botstatbeständen des § 44 BNatSchG wird nachfolgend durchgeführt. 
 
Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände  
1. Tötungstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG  
 
Im Allgemeinen kann es im Zuge der Flächenvorbereitungen (z.B. Rodung der Ge-
hölze, Beseitigung sonstiger Vegetationsstrukturen) zu Verletzungen oder direkten Tö-
tungen von Individuen der Gehölz-, Gebäude- und Bodenbrüter kommen, wenn die 
Arbeiten zur Brutzeit durchgeführt werden. 
 
Im Zusammenhang mit dem hier betrachteten Bebauungsplan erfolgt die Errichtung 
einer Betriebsleiterwohnung südlich des Gewerbebetriebes auf einer als Garten und 
Abstellplatz genutzten Zierrasenfläche.  
 
Generell sind zur Vermeidung des Tötungsverbotes Bauzeitenregelungen zu beach-
ten, die gewährleisten, dass sämtliche Rodungsarbeiten sowie das Beräumen der 
sonstigen Vegetationsstrukturen außerhalb der Brutzeit durchgeführt werden. Diese 
sind bereits im § 39 BNatSchG verankert, wonach die Entfernung von Gehölzen und 
sonstigen Vegetationsstrukturen nur außerhalb der Brutperiode der Vögel (vom 01. 
Oktober bis 28. Februar) erfolgen darf. Ein entsprechender Hinweis wird in den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Bei Berücksichtigung der angegebenen Bauzeitenregelung ist das Eintreten von Ver-
botstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG auszuschließen. 
 
2. Störungstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG  
Von einer erheblichen Störung ist auszugehen, wenn dadurch der Reproduktionserfolg 
der Arten und die Überlebenschancen der Population gemindert werden. Bei Arten, 
bei denen sehr wenige Individuen die lokale Population bilden, können bereits gering-
fügige Störungen, welche den Reproduktionserfolg oder die physische Restitution bzw. 
Nahrungsaufnahme bei der Rast beeinträchtigen, erhebliche Auswirkungen auf die lo-
kale Population haben. Das Störungsverbot ist auch bei allgemein häufigen Arten an-
zuwenden, allerdings lösen kleinräumige Störungen weniger Individuen bei diesen Ar-
ten das Verbot nicht aus. Bezugsebene der Betrachtung ist die Wirkung auf die lokale 
Population (s.u.), wobei ein enger Bezug zum Schutz der Lebensstätte der Art beste-
hen kann. Schadensvermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind in die Betrach-
tung einzubeziehen. Hierzu gehören auch aktive Maßnahmen zur Biotopgestaltung mit 
lenkender Wirkung auf das Vorkommen der Arten. Abweichend davon liegt ein Verstoß 
gegen das Verbot nicht vor, wenn die Störung zu keiner Verschlechterung des Erhal-
tungszustandes der lokalen Population führt. 
  
Baubedingte Störungen gelten als temporär und nicht nachhaltig. Es wird nicht mit 
einer Neuansiedlung von Vogelarten während der Bauphase gerechnet. Die Habitat-
ausstattung ändert sich auch mit der Umsetzung der Planungsziele nicht wesentlich.  
Unter Berücksichtigung der beanspruchten Flächen sowie bestehender anthropogener 
Vorbelastungen werden erhebliche Auswirkungen auf die lokale Population ausge-
schlossen. 
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Das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist auszu-
schließen. 
 
3. Störungstatbestände (Fortpflanzungs- und Ruhestätten) nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG  
Der Verbotstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG greift nur, wenn regel-
mäßig genutzte Reviere vollständig beseitigt werden. Dies beinhaltet die Überprägung 
des gesamten Bruthabitats oder wesentliche Teile des Habitats sowie eine durch Stö-
rungen hervorgerufene Beendigung der Nutzung. Der Verbotstatbestand greift nicht, 
wenn Nistplätze oder Reviere jährlich neu gebildet werden. 
 
Mit der Überplanung der bereits anthropogen genutzten Fläche erfolgt keine Zerstö-
rung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Gehölz- und Bodenbrütern. Ein Brüten 
direkt neben einer stark befahrenen Bundesstraße und eines Beton- und Naturstein-
gewerbes wird ausgeschlossen. Schutzmöglichkeiten für Vögel sind nicht vorhanden. 
Es handelt sich um einjährig genutzte Brutstätten. Im Zusammenhang mit der hier be-
trachteten Planung werden keine Gebäude abgerissen oder sonstige Strukturen ent-
fernt, die als potentielle Fortpflanzungs- und Ruhestätte von Gebäudebrütern genutzt 
werden, die ihre Nester mehrjährig verwenden. 
 
Mit dem Einhalten der Bauzeitenregelung wird das Eintreten von Verbotstatbeständen 
nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 ausgeschlossen. 
 
Rastvögel 
Das Plangebiet grenzt an das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) DE 
2133-303 „Wald- und Kleingewässerlandschaft Everstorf“ an. Im Rahmen der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes erfolgt die parallele Erarbeitung einer FFH-Vorprüfung für 
das in Kapitel 2.3 erwähnte GGB. Diese kommt zu dem Ergebnis, dass durch die Neu-
bebauung der Betriebsleiterwohnung an einem vorhandenen Gewerbebetrieb sowie 
angrenzend zu der hoch frequentierten Bundesstraße keine erheblichen Beeinträchti-
gungen der Schutzziele des Natura 2000-Gebietes zu erwarten sind.  
 
Im Rahmen der Potentialabschätzung kann das Eintreten von Verbotstatbeständen 
gemäß § 44 BNatSchG ausgeschlossen werden.  
 
Säugetiere (ohne Fledermäuse) 
Im Ergebnis der Relevanzprüfung wurde ein Vorkommen von Säugetieren nach An-
hang IV der FFH-Richtlinie im Untersuchungsraum ausgeschlossen. Die in Mecklen-
burg-Vorpommern potentiell vorkommenden Arten, wie beispielsweise Fischotter 
(Lutra lutra), Biber (Castor fiber) und Haselmaus (Muscardinus avellanarius), sind auf-
grund fehlender Habitatstrukturen im Untersuchungsgebiet nicht festzustellen. Für die 
Haselmaus fehlen im Plangebiet strauchbestandene geeignete Waldbereiche mit ei-
nem vorzugsweise hohen Haselanteil. 
Aufgrund der dargestellten Argumentation (Biotopausstattung, Nähe zum Siedlungs-
raum) ist keine Betroffenheit der Artengruppe Säugetiere gegeben. Eine Prüfung der 
Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG entfällt.  
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Säugetiere/Fledermäuse 
Das Plangebiet stellt teilweise versiegelte Flächen mit einem Gewerbebetrieb sowie 
eine Zierrasenfläche dar, die als Garten bzw. Abstellplatz fungiert. Der Geltungsbe-
reich weist keine maßgeblichen Habitatbestandteile (z.B. Gebäude und Gehölze mit 
geeigneten Rissen, Spalten oder Höhlen) für die Art Fledermäuse auf. Es fehlen frost- 
und störungsfreie Bereiche als Winterquartiere sowie geeignete Baumquartiere oder 
Gebäude als Sommer- bzw. Balzquartiere. Ebenso stellt das Plangebiet aktuell keinen 
maßgeblichen Bestandteil eines Nahrungshabitates dar.  
 
Aufgrund der dargestellten Argumentation (Biotopausstattung, Nähe zur Bundes-
straße, Gewerbe) ist keine Betroffenheit der Artengruppe Fledermäuse gegeben. Das 
Eintreten eines Verbotstatbestand nach § 44 BNatSchG ist somit auszuschließen.  
 
Reptilien 
Das Plangebiet ist anthropogen stark überprägt und weist versiegelte Flächen und 
Zierrasenbereiche auf. Die vorhandenen Biotopstrukturen stellen kein maßgebliches 
Habitat für Reptilien dar. Die Europäische Sumpfschildkröte und Schlingnatter können 
aufgrund ihrer speziellen Habitatansprüche generell ausgeschlossen werden. Im Än-
derungsbereich sind keine grabbaren, südexponierten Flächen bzw. Böden für die Ei-
ablage bzw. Reproduktion der Zauneidechse vorhanden. Die Freifläche weist eine zu 
dichte Vegetationsdecke auf. Ebenso sind für die anderen geschützten Arten des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie keine geeigneten Lebensräume vorhanden. 
Aufgrund der fehlenden Habitatstrukturen wird eine Betroffenheit der Artengruppe 
Reptilien ausgeschlossen. Das Eintreten eines Verbotstatbestandes nach § 44 
BNatSchG ist somit auszuschließen. 
 
Amphibien  
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Laichgewässer oder sonstige maß-
gebliche Habitatbestandteile für Amphibien. Es handelt sich um die Sicherung eines 
Gewerbebetriebes und die Errichtung einer Betriebsleiterwohnung. Die nächstgelege-
nen Habitate (Teiche) für Amphibien befinden sich in nordöstliche Richtung ca. 280 m 
entfernt. Wanderungsbeziehungen der im Managementplan des GGB beschriebenen 
Arten Rotbauchunke und Laubfrosch in Richtung des Plangebietes können ausge-
schlossen werden, da sich in unmittelbarer und mittelbarer Entfernung zum Plangebiet 
keine Habitate für die oben genannten Arten sowie der sonstigen potentiell vorkom-
menden Amphibien befinden. Im Ergebnis der Relevanzprüfung kann demnach fest-
gestellt werden, dass der Untersuchungsraum durch fehlende Habitatstrukturen keine 
Bedeutung für Amphibien besitzt. Das Eintreten eines Verbotstatbestandes nach 
§ 44 BNatSchG ist somit auszuschließen.  
 
Fische  
Die spezifischen Habitatansprüche der Artengruppe werden im Untersuchungsraum 
nicht erfüllt. Innerhalb des Geltungsbereiches sind keine relevanten Gewässer vor-
handen. Das Vorkommen geschützter Arten im Plangebiet ist auszuschließen, zumal 
der Europäische Stör als einzige Anhang IV- Art dieser Artengruppe in Mecklenburg- 
Vorpommern als ausgestorben oder verschollen gilt.  
Aufgrund der dargestellten Argumentation ist keine Betroffenheit der Artengruppe Fi-
sche und Rundmäuler gegeben. Eine Prüfung der Verbotstatbestände gemäß § 44 
BNatSchG entfällt. 
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Tag-/Nachtfalter  
Der Untersuchungsraum wird von trockenwarmen Standortbedingungen bestimmt und 
liegt nicht innerhalb der Verbreitungsgebiete der in Anhang IV der FFH-Richtlinie auf-
geführten Tag- und Nachtfalter. Die artspezifischen Habitatansprüche der geschützten 
Falter liegen in Lebensräumen feuchterer Ausprägung, wie Feucht- und Moorwiesen 
und blütenreichen Säumen, weshalb ein Vorkommen von Tag- und Nachtfaltern im 
Untersuchungsraum nicht zu erwarten ist. Bei den Kartierungsarbeiten konnten auch 
keine spezifischen Futterpflanzen beispielsweise für Nachtkerzen-schwärmer festge-
stellt werden.  
Aufgrund der dargestellten Argumentation ist keine Betroffenheit der Artengruppe Tag- 
und Nachtfalter gegeben. Eine Prüfung der Verbotstatbestände gemäß § 44 
BNatSchG entfällt. 
 
Käfer  
Der planungsrelevante Bereich stellt kein geeignetes Habitat für Käferarten dar. Es 
fehlen blütenreiche Säume als Nahrungshabitat und geeignete Gehölze als 
Wohnstätte. Gerade die Arten Großer Eichenbock (Cerambyx cerdo) und Eremit (Os-
moderma eremita) sind auf das Vorhandensein älterer Gehölze, im Falle des Großen 
Eichenbocks speziell Eichen mit ausreichendem Mulmanteil, angewiesen. Der 
Schmalbindige Breitflügel- Tauchkäfer (Graphoderus bilineatus) und die Schwimmkä-
fer-Art Breitrand (Dytiscus latissimus) benötigen hingegen permanent wasserführende 
Stillgewässer.  
Erhebliche Beeinträchtigungen durch Eintreten der nach § 44 BNatSchG festgelegten 
Verbotstatbestände sind auszuschließen. Die weitere Analyse potentieller Beeinträch-
tigungen entfällt.  
 
Libellen  
Der Untersuchungsraum liegt nicht innerhalb der Verbreitungsgebiete der in Anhang 
IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Libellenarten. Ein potentielles Vorkommen der Ar-
ten innerhalb des Untersuchungsraumes ist auch aufgrund fehlender artspezifischer 
Merkmale, wie entsprechende Stillgewässer mit Röhrichtbeständen oder Seggenrie-
den, ausgeschlossen. Eine weitere Analyse potentieller Beeinträchtigungen gemäß 
§ 44 BNatSchG entfällt. 
 
Weichtiere  
Der relevante Planungsbereich weist keine geeigneten Habitatstrukturen für die Arten-
gruppe der Weichtiere auf. Klare Stillgewässer, wie sie die zierliche Tellerschnecke 
(Anisus vorticulus) besiedelt, und schnell fließende Bäche als Habitat der Ge-meinen 
Flussmuschel (Unio crassus) sind im Untersuchungsgebiet nicht vorhanden. Erhebli-
che Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstat-be-
stände können eindeutig ausgeschlossen werden. Eine Prüfung der Verbotstatbe-
stände gemäß § 44 BNatSchG entfällt. 
 
Relevante Projektwirkungen auf artenschutzrechtliche Belange 
Unter Beachtung der Fallkonstellationen (Punkt 7.1 bis 7.7) der „Hinweise zum gesetz-
lichen Artenschutz gem. § 44 BNatSchG bei der Planung und Durchführung von Ein-
griffen" des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vor-
pommern werden nachfolgende Eingriffswirkungen abgearbeitet: 
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➢ Gebäudeabbruch 
 
Innerhalb des Plangebietes ist ein Gewerbebetrieb vorhanden. Dieser soll planungs-
rechtlich gesichert werden und durch ein Wohnhaus ergänzt werden. Ein Gebäudeab-
bruch ist demnach nicht vorgesehen.  
 
➢ Beseitigung von Bäumen, Hecken und Buschwerk 
 
Im Plangebiet sind Gehölze vorhanden, die im Zuge der Errichtung der Betriebsleiter-
wohnung und der neuen Erschließung entfernt werden müssen. Dabei handelt es sich 
lediglich um einen Birnbaum und einige einheimische Sträucher (Holunder und Flie-
der). Das Siedlungsgehölz und die Laubbäume an der Straße „Dorfstraße“ bleiben er-
halten.  
 
Generell sind die Bestimmungen des § 39 BNatSchG zu beachten, wonach die Ent-
fernung von Gehölzen und sonstigen Vegetationsstrukturen nur außerhalb der Brutpe-
riode der Vögel (vom 01. Oktober bis 28. Februar) erfolgen darf.  
 
➢ Beseitigung, Verkleinerung bzw. Funktionsverlust von Gewässern 
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine fließenden und stehenden Gewässer vorhan-
den.  
 
➢ Umnutzung von Flächen 
 
Mit der Umnutzung der Flächen sind ökologische Veränderungen verbunden und somit 
auch Auswirkungen auf geschützte Tier- und Pflanzenarten möglich.  
 
Neben der Sicherung des Gewerbebetriebes kommt es zur Errichtung einer Betriebs-
leiterwohnung auf der vorhandenen Freifläche südlich der Betriebshalle. Das Plange-
biet weist aufgrund der anthropogenen Vorbelastungen, der Lage an der Bundes-
straße und der naturräumlichen Ausstattung eine geringe artenschutzfachliche Bedeu-
tung auf.  
 
Eine erhebliche Beeinträchtigung durch die Umnutzung des hier betrachteten Plan-
gebietes ist nicht festzustellen, zumal im Rahmen der Potentialabschätzung nicht von 
besonders bzw. streng geschützten Arten auszugehen ist, sondern von typischen Ar-
ten des Siedlungsbereiches und dazu ausreichend gleichwertige Strukturen als Aus-
weichmöglichkeiten im direkten Umfeld zur Verfügung stehen.  
 
➢ Lärm 
 
Da das Plangebiet bereits durch den bestehenden Gewerbebetrieb und der stark fre-
quentierten Bundesstraße von Lärmimmissionen geprägt wird, kann eine Erhöhung 
des Lärmes durch die Errichtung einer Betriebsleiterwohnung ausgeschlossen wer-
den.  
Da aufgrund der bestehenden anthropogenen Vorbelastungen nur mit unempfindli-
chen Arten des Siedlungsraumes zu rechnen ist, wird die zusätzliche Lärmbelästigung 
als zu vernachlässigbar eingeschätzt.  
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➢ Kollision von Tieren mit mobilen oder immobilen Einrichtungen 
 
Mit der Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 kommt es zu 
keiner signifikanten Erhöhung der Gefahr des Tötungsrisikos/Kollision im Straßenver-
kehr. 
 
Maßnahmen zur Vermeidung  
Im Ergebnis der Potentialabschätzung wird folgender Hinweis in den Bebauungsplan 
aufgenommen, um Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG auszuschließen. 

• Die Beseitigung von Gehölzen darf nur im Zeitraum zwischen 01. Oktober und 
28. Februar durchgeführt werden (siehe § 39 Abs. 5 Satz 2 des BNatSchG)  
Ausnahmen sind zulässig, sofern ein gutachterlicher Nachweis durch den Ver-
ursacher erbracht wird und Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG auszu-
schließen sind. Hierfür ist die Zustimmung der zuständigen Behörde notwen-
dig.  

• Zur Vermeidung baubedingter Störungen von nachtaktiven, lärm- und störungs-
empfindlichen Tierarten (v. a. Fledermäuse) soll sich die Bautätigkeit auf die 
Tageszeit beschränken, um Störungen zu vermeiden. Dabei sollen Bauarbeiten 
zur Nachtzeit (22-6 Uhr) nicht zulässig sein.  

 
Gesetzliche Grundlagen - Artenschutz  
Gemäß § 39 (5) Nr. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist es verboten, Bäume, 
die außerhalb des Waldes stehen, Hecken, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit 
vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden oder auf Stock zu setzen. Nicht 
zu erhaltende Gehölze müssen somit außerhalb dieser Zeit entfernt werden.  
 
Gemäß § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist es verboten,  
1.  wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 

fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

2.  wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel- 
arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn 
sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert,  

3.  Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstö-
ren,  

4.  wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen 
oder zu zerstören.  
 

Biologische Vielfalt  
Die vorhandenen Biotoptypen wurden im Rahmen der Eingriffsbilanzierung gemäß der 
„Anleitung für die Kartierung von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen in Mecklen-
burg-Vorpommern“ erfasst. Im Rahmen der Eingriffsbilanzierung (Kap. 5.3) erfolgt eine 
genauere Bestandsbeschreibung der einzelnen Biotoptypen.  
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Das Plangebiet umfasst einen Gewerbebetrieb mit versiegelten Lagerflächen sowie 
einer Gewerbehalle. Südlich vor dem Betrieb befindet sich eine Rasenfläche, die teil-
weise auch als Ablageplatz genutzt wird. Diese Flächen besitzen eine sehr geringe 
biologische Vielfalt. Nach derzeitigem Kenntnisstand ergeben sich unter Beachtung 
der genannten Maßnahmen keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes 
Tiere, Pflanzen sowie biologische Vielfalt. 
 
3.4 Schutzgut Boden 
 
Basisszenario 
Im Natur- und Landschaftshaushalt und Stoffkreislauf hat das Schutzgut „Boden“ we-
sentliche Funktionen. Er übernimmt das Filtern, Speichern, Puffern und die Umwand-
lung verschiedenster Stoffe und ist für Bodentiere, Mikroorganismen sowie für Pflan-
zen und deren Wurzeln Lebensraum. Die Eigenschaften des Bodens (Substrat, Hu-
musgehalt und Hydromorphie) sind wesentlich für die Ausprägung der natürlich auf-
tretenden Vegetation.  
Hinzu kommt laut § 2 BBodSchG die Bedeutung des Bodens für den Menschen als 
Produktionsgrundlage für dessen Ernährung, als Standort für die Besiedelung und als 
Archiv der Natur- und Kulturgeschichte.  
 
In der LINFOS-Datenbank sind für den Bereich Waldeck folgende Bodentypen ver-
zeichnet: Lehm-/ Sand- Parabraunerde-Pseudogley (Braunstaugley)/ Pseudogley 
(Staugley); Endmoränen und Gebiete mit starkem Relief (z.T. gestaucht), mit Stau-
wasser- und/ oder Grundwassereinfluss, kuppig bis hügelig, heterogen, steinig. 
Im Gutachterlichen Landschaftsrahmenplan (GLRP) wird die Schutzwürdigkeit des Bo-
dens als „Bereich hoher bis sehr hoher Schutzwürdigkeit“ dargestellt.  
 
Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Die natürliche Bodenstruktur und stoffliche Zusammensetzung sind durch die bereits 
anthropogen beeinträchtigte Ortslage verändert. Die maßgeblichen Beeinträchtigun-
gen für das Schutzgut Boden entstehen durch dauerhafte Bodenversiegelungen bzw. 
Überbauung. 
Zusätzlich zu der Beeinträchtigung durch Versiegelung/ Überbauung kann es zu Be-
einträchtigungen durch Bodenauftrag und -abtrag sowie zum Funktionsverlust des Bo-
dens kommen. Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden werden im Rahmen 
der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt. Es werden geeignete Kom-
pensationsmaßnahmen bestimmt, um die Eingriffe der Versieglung auszugleichen. 
 
Mit verbleibenden erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden ist nicht zu 
rechnen.  
 
3.5 Schutzgut Wasser 
 
Basisszenario 
Der Grundwasserflurabstand wird in der LINFOS-Datenbank mit >10 m angegeben. 
Die Grundwasserressourcen werden als potentiell nutzbares Dargebot mit hydrauli-
schen Einschränkungen beschrieben. 
Das Gebiet des Geltungsbereiches wird nach Gutachterlichem Landschaftsrahmen-
plan (GLRP) hinsichtlich der Schutzwürdigkeit des Grund- und Oberflächenwassers 
als „Bereich mit gering bis mittlerer Schutzwürdigkeit“ dargestellt.  
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Innerhalb des Plangebietes selbst befindet sich kein Oberflächengewässer. Das 
nächstmögliche Kleingewässer liegt in nordöstliche Richtung in ca. 280 m Entfernung.  
 
Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Die Schmutzwasserversorgung erfolgt dezentral über die im Norden des Geltungsbe-
reiches befindliche Biokläranlage. Mögliche Neuanschlüsse sind im Rahmen der Er-
schließungsplanung abzustimmen. 
 
Überwiegende Bereiche des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 sind bereits 
überbaut. Die vorhandene Niederschlagswasserkonzeption hat seit Jahren Bestand. 
Das anfallende Niederschlagswasser der bereits versiegelten Flächen sowie des Ge-
werbegebäudes werden über den östlich, verrohrten Graben in die Vorflut eingeleitet. 
 
Für das Plangebiet wurde durch das Ingenieurbüro Buchheim und Morgner PartGmbB 
ein geotechnischer Bericht (Stand Mai 2022) erarbeitet, um Aussagen über die Boden-
verhältnisse sowie die damit einhergehende Versickerungsfähigkeit zu erhalten.  
 
Gemäß dem geotechnischen Bericht ist eine Niederschlagsversickerung im Sinne der 
DWA-A 138 über den Brunnenschacht im tieferen Baugrundbereich möglich. Eine Nie-
derschlagsversickerung ohne Versickerungsmaßnahmen ist daher nicht möglich. 
Nach Aussagen der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg 
ist die Versickerung über den vorhandenen Brunnenschacht nicht zulässig. 
 
Der geotechnische Bericht erläutert eine weitere Niederschlagsableitung. Gemäß dem 
Ingenieurbüro besteht die Überlaufmöglichkeit in die Vorflut an der Grundstücks-
grenze. Das anfallende Niederschlagswasser der bereits versiegelten Flächen und des 
Gewerbegebäudes wird über den östlich verrohrten Graben bereits in die Vorflut ein-
geleitet. Aufgrund der minimalen Erhöhung der versiegelten Flächen durch das fest-
gesetzte GEe 2 wird das zukünftig anfallende Oberflächenwasser in die Bestandskon-
zeption integriert. Die Ableitung des zusätzlichen Regenwassers erfolgt in die örtliche 
Vorflut. 
 
Sowohl für die Einleitung in ein ober-/ unterirdisches Gewässer als auch in das Grund-
wasser ist die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis erforderlich und bei der Un-
teren Wasserbehörde zu beantragen. Eine wasserrechtliche Erlaubnis wird im Rah-
men der Bauausführung beantragt.  
 
3.6 Schutzgut Fläche 
 
Basisszenario 
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 beabsichtigt die Gemeinde Upahl 
in dem Ortsteil Waldeck in räumlicher Nähe zu einem bestehenden gewerblichen Be-
trieb ein, dem Gewerbebetrieb zugehöriges, Wohngebäude zu entwickeln. Die Errich-
tung des Wohnhauses erfolgt auf artenarmen Zierrasen.   
 
Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Durch die Errichtung der Betriebsleiterwohnung und deren Erschließung kommt es zu 
einem zusätzlichen Flächenverbrauch. Der Versiegelungsanteil für das GE 2 beträgt 
60 % (GRZ 0,4 + 50% Überschreitung für Nebenanlagen). Beim GE 1 sind die 
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überwiegenden Bereiche aufgrund der intensiven Nutzung als Gewerbestandort be-
reits versiegelt.  
 
Die Gemeinde beabsichtigt mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 den 
vorhandenen Gewerbebetrieb zu stärken und den Zielen der Regionalentwicklung zu 
entsprechen. Gemäß dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklen-
burg wird der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 als 
strukturschwacher ländlicher Raum dargestellt. Diese sind gekennzeichnet durch eine 
zentrenferne Lage und einen schwachen Besatz von Wirtschaftsbetrieben und Arbeits-
plätzen. Aufgrund dessen sind diese Räume durch ihr vorhandenes Potenzial zu stär-
ken und eine Stabilisierung und Entwicklung der vorhandenen Wirtschaftsstrukturen 
hinzuwirken. 
 
Diese Versiegelung wird im Rahmen der Eingriffsbilanzierung betrachtet und es wer-
den entsprechende Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen zugeordnet. Durch die 
Nutzung der betriebszugehörigen Flächen, erfolgt keine zusätzliche Zerschneidung 
der freien Landschaft bzw. Fläche 
 
Dem Prinzip des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden wird gefolgt. Mit der Um-
setzung der Planung sind keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Flä-
che zu erwarten.  
 
3.7 Schutzgut Luft und Klima 
 
Basisszenario 
Das Klima der Gemeinde Upahl Ortsteil Waldeck ist atlantisch geprägt. Die Ortslage 
liegt im Regenschatten Schleswig-Holsteins. Mit 535 mm/a liegt die Insel ca. 100 mm/a 
unter dem Niederschlag in Schleswig-Holstein. Die hohe Luftfeuchtigkeit von ca. 84 %, 
der ausgeglichene Temperaturjahresgang von 8,0 °C, deutlich weniger Frosttage (76 
pro Jahr) als auf dem benachbarten Festland, sind Ausdruck des maritimen Einflusses. 
Hauptanteil der Windbewegungen kommt aus westlicher Richtung. 
 
Vorbelastungen sind durch die vorhandenen Nutzungen und die damit verbundenen 
Emissionen, wie Lärm, Staub und Schadstoffe, gegeben. 
 
Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Auswirkungen auf das Klima sind nur im kleinklimatischen Bereich durch die Verände-
rung vorhandener Strukturen zu erwarten. Denn eine bereits bebaute Ortslage besitzt 
eine geringe Bedeutung in Bezug auf die Kaltluftproduktion. Überschreitungen gesetz-
lich zulässiger Immissionen sind im Zusammenhang mit der hier betrachteten Planung 
nicht zu erwarten. Mit der vorliegenden Planung werden keine Eingriffe in das Schutz-
gut Luft und Klima geplant, die den aktuellen Zustand dauerhaft negativ beeinflussen 
könnten. 
 
3.8 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
 
Basisszenario 
Innerhalb des Plangebietes sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand keine Bau- oder 
Bodendenkmale oder sonstige zu beachtenden Sachgüter bekannt.  
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Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Im Plangebiet und dem planungsrelevanten Umfeld sind keine Kultur- und sonstigen 
Sachgüter bekannt. Eine vorhabenspezifische Betroffenheit des Schutzgutes ergibt 
sich damit nicht.  
 
Wer während der Baumaßnahmen Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen 
(Funde) entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung gemäß § 2 Abs. 
1 DSchG M-V ein öffentliches Interesse besteht, hat dies unverzüglich anzuzeigen. 
Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentü-
mer, zufälligen Zeugen, die den Wert des Gegenstandes erkennen.  
 
Die Anzeige hat gegenüber der unteren Denkmalschutzbehörde zu erfolgen. Sie leitet 
die Anzeige unverzüglich an die Denkmalfachbehörde weiter.  
 
Der Fund und die Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflich-
tung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spä-
testens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rah-
men des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Ber-
gung des Denkmals dies erfordert – vgl. § 11 Abs. 1, 2, 3 DSchG M-V. 
 
 
3.9 Schutzgut Landschaft 
 
Basisszenario 
Das Landschafts- bzw. Ortsbild der Ortslage Waldeck wird geprägt von Einzelgehöf-
ten, die sich an der Bundesstraße 105 angesiedelt haben. Umgeben werden die Ein-
zelgehöfte durch landwirtschaftlich genutzte Flächen (Acker- und Grünland).  
 
Das Plangebiet selbst ist geprägt von einem gewerblichen Unternehmen, der als Be-
ton- und Natursteinbetrieb bewirtschaftet wird. Überwiegende Bereiche des Plange-
bietes sind aufgrund der intensiven Nutzung als Gewerbestandort bereits versiegelt. 
Im Nordwesten befindet sich die zum Betrieb zugehörige Gewerbehalle (GE 1). Die 
übrigen Flächen im Norden des Plangebietes werden als Lage- und Stellflächen des 
Betriebsmaterials genutzt. Das Materiallager erstreckt sich weiter entlang der südwest-
lichen Grundstücksgrenze (GE 2). Der südliche Bereich ist derzeit noch unbebaut und 
wird als Rasenfläche genutzt. Zur Bundesstraße 105 wird das Plangebiet durch wei-
tere Gehölzstrukturen begrenzt. 
 
Prognose und Bewertung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 ergeben sich nur geringe Verän-
derungen in Bezug auf das Landschafts- bzw. Ortsbild, da einem Gewerbebetreiben-
den die planungsrechtliche Voraussetzung für die Erweiterungsmöglichkeiten der be-
stehenden Betriebsanlagen sowie die Errichtung eines betriebsbezogenen Wohnhau-
ses auf dem Betriebsgelände gesichert werden soll.  
 
Aufgrund dieser Argumentation sind nur geringe Auswirkungen auf das Landschafts-
bild zu erwarten.  
 
3.10 Wechselwirkungen der Umweltauswirkungen einzelner Schutzgüter 
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Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7i BauGB sind im Rahmen der Umweltprüfung die Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes zu berücksichtigen. 
Wie den einzelnen Schutzgutkapiteln entnommen werden kann, erfüllen bestimmte 
Strukturen im Plangebiet vielfältige Funktionen. Umweltfachliche Entwicklungsziele 
und Wirkungen auf die Schutzgüter können sich gegenseitig sowohl positiv als auch 
negativ verstärken oder abschwächen.  
 
Maßgeblich für die Planung ist die zusätzliche Versiegelung. Der Boden interagiert mit 
seinen spezifischen Funktionen des Wasserhaushaltes. Ebenso bestehen Wechsel-
wirkungen des Bodens als Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Diese fallen jedoch 
aufgrund des anthropogen beeinflussten Plangebietes eher gering aus.  
 
Aufgrund der bestehenden starken anthropogenen Überformung sind die Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgütern generell als gering einzuschätzen. Die Wechsel-
wirkungen, wie beispielsweise zwischen Bodenversiegelung und Versickerungsfähig-
keit sowie Verlust an Lebensraum, wurden bereits im Rahmen der Schutzgutabarbei-
tung berücksichtigt.  
 
 
 
3.11 Störfälle 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im planungsrelevanten Umfeld keine Störfallbe-
triebe vorhanden. Aufgrund der aktuellen Nutzungen und der Lage innerhalb des Sied-
lungsraumes sind diese dort auch nicht zu erwarten.  
 
3.12 Zusammenfassung Umweltauswirkungen 
 
Folgende Umweltauswirkungen sind mit der Umsetzung der Planungsziele verbunden:  

- Flächeninanspruchnahme: Es wird hauptsächlich eine artenarme, Zierrasenflä-
che sowie ein Gewerbebetrieb auf bereits versiegelten Flächen überplant.  

- Versiegelung: Es kommt durch den Gebäudeneubau zu zusätzlicher Versiege-
lung. Die Beeinträchtigungen bzw. der Verlust von Bodenfunktion und Verrin-
gerung der Grundwasserneubildungsrate wird als gering eingeschätzt.  

- Verlust von Teillebensräumen: Durch den Gebäudeneubau kommt es zu Ver-
lusten einer Zierrasenfläche mit einer geringen Bedeutung in Bezug auf den 
Artenschutz. Durch die Rodung von einem Obstbaum geht geringfügig potenti-
eller Lebensräume verloren, zumal in mittelbarer Nähe ausreichend Gehölze 
vorhanden sind.  

 
Um weitergehende erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes ausschließen 
zu können, sind die genannten Vermeidungsmaßnahmen zu berücksichtigen. Dabei 
ist anzumerken, dass sich der Eingriff in den Natur- und Landschaftshaushalt im direk-
ten Anschluss an der Bundesstraße sowie in unmittelbarer Nähe zum Gewerbebetrieb 
befindet.  
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass durch das Vorhaben des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 der Ortslage Waldeck die Entwicklung des Um-
weltzustandes des planungsrelevanten Bereiches nicht erheblich negativ beeinflusst 
wird.   
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4. Entwicklungsprognose zum Umweltzustand 
 
4.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Planungsdurchführung 
 
Bau und Vorhandensein des Vorhabens einschließlich Abrissarbeiten 
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 geht es um die Schaffung eines 
Wohnhauses und die planungsrechtliche Sicherung eines Natur- und Betonsteinge-
werbes. Abrissarbeiten sind nicht erforderlich.  
 
Nutzung von natürlichen Ressourcen 
In dem hier betrachteten vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird überwiegend ar-
tenarmer Zierrasen überplant. Es erfolgt die Errichtung einer Betriebsleiterwohnung 
auf dem Gelände des Beton- und Naturscheinservices.  
 
Der jetzige Zugang zum Gewerbebetrieb befindet sich östlich des Plangebietes von 
dem landwirtschaftlichen Weg „Dorfstraße“ aus und wird im Zuge der Planung als Zu-
fahrt für den An- und Abtransport der Steinprodukte weiterhin genutzt. Mit der Errich-
tung der Betriebsleiterwohnung soll eine Grundstückszufahrt von der Bundesstraße 
105 erfolgen, dass das Wohnhaus erschließt.  
 
Im Ergebnis werden die Beeinträchtigungen als nicht erheblich eingestuft. Die Auswir-
kungen auf die Ressourcen Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt sind daher verhältnismäßig gering eingestuft.  
 
Art und Menge an Emissionen 
Nach Einschätzung der Gemeinde Upahl rufen die Ziele des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes Nr. 10 keine signifikanten Beeinträchtigungen durch Schadstoffe, Er-
schütterungen, Licht, Wärme oder Strahlungen hervor. 
 
Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 
Die Maßgaben der in der Gemeinde Upahl bestehenden Abfallentsorgung sind einzu-
halten.  
 
Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe und die Umwelt 
Mit der Umsetzung der Planung sind keine hervorzuhebenden Risiken für die mensch-
liche Gesundheit verbunden.  
Ebenso besteht keine Betroffenheit/kein Risiko für das kulturelle Erbe. Innerhalb des 
Plangebietes befinden sich keine Bau- oder sonstigen Denkmäler.  
Risiken für die Umwelt sind aufgrund einer herkömmlichen Wohnnutzung nicht zu er-
warten.  
 
Kumulierung mit anderen Projekten 
Es sind keine weiteren Projekte bzw. Planungen im planungsrelevanten Umfeld vor-
handen, die zu kumulativen Wirkungen mit dem hier betrachteten Bebauungsplan füh-
ren. 
Ebenso könnten im Rahmen der Einschätzung der Relevanz anderer Pläne und/oder 
Projekte der Natura 2000-Prüfungen keine Summationswirkungen ermittelt werden.  
Auswirkungen der Planung auf das Klima 
Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung innerhalb des Plangebietes besitzt diese 
keine signifikante Bedeutung für die Kaltluftproduktion. Der Versiegelungsanteil nimmt 
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durch die Errichtung eines Wohnhauses nur geringfügig zu. Durch die geringfügige 
bauliche Erweiterung der Ortslage sind unter Beachtung der festgesetzten Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft keine 
beachtenswerten Auswirkungen auf das Klima zu erwarten. 
 
Eingesetzte Techniken und Stoffe 
Für die Anlage der Gebäude und Nebenanlagen werden die geltenden gesetzlichen 
und technischen Vorschriften beachtet. Von negativen Beeinträchtigungen bzgl. ein-
gesetzter Techniken und Baustoffe wird daher nicht ausgegangen.  
 
4.2 Prognose zur Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich größtenteils um eine artenarme Zierrasenfläche 
sowie um einen bestehenden Gewerbebetrieb.  
 
Bei einer Nichtdurchführung der vorliegenden Bebauungsplanung würden die aktuel-
len Nutzungen weiter bestehen. Im Rahmen des hier betrachteten Bebauungsplanes 
soll einem regionalen Gewerbebetreibenden die planungsrechtliche Voraussetzung für 
die Erweiterungsmöglichkeiten der bestehenden Betriebsanlagen sowie die Errichtung 
eines betriebsbezogenen Wohnhauses auf dem Betriebsgelände gesichert werden. 
 
4.3 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 
Standortwahl 
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 beabsichtigt die Gemeinde Upahl 
in dem Ortsteil Waldeck in räumlicher Nähe zu einem bestehenden gewerblichen Be-
trieb ein Wohngebäude zu entwickeln. Das Planungsziel besteht darin, die planungs-
rechtliche Voraussetzung für ein, dem Gewerbebetrieb zugehörigen Wohngebäude 
sowie die planungsrechtliche Sicherung eines Natur- und Betonsteingewerbes zu 
schaffen.  
 
Das Plangebiet selbst ist wie bereits erwähnt geprägt von einem gewerblichen Unter-
nehmen, das als Beton- und Natursteinbetrieb bewirtschaftet wird. Überwiegende Be-
reiche des Plangebietes sind aufgrund der intensiven Nutzung als Gewerbestandort 
bereits versiegelt. Im Nordwesten befindet sich die zum Betrieb zugehörige Gewerbe-
halle. Die übrigen Flächen im Norden des Plangebietes werden als Lager- und Stell-
flächen des Betriebsmaterials genutzt. Das Materiallager erstreckt sich weiter entlang 
der südwestlichen Grundstücksgrenze. Der Geltungsbereich ist zu den angrenzenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen (Norden, Nordosten und Nordwesten) durch Grün-
strukturen begrenzt. Der südliche Bereich ist derzeit noch unbebaut und wird als Ra-
senfläche genutzt. Zur Bundesstraße 105 wird das Plangebiet durch weitere Gehölz-
strukturen, auf dem angrenzenden Flurstück der Verkehrsfläche, begrenzt. 
 
Städtebauliche Konzeption 
Das städtebauliche Konzept beruht auf den Planungsabsichten des Vorhabenträgers. 
In Verbindung mit dem bereits bestehenden Gewerbebetrieb für Beton- und Natur-
steinarbeiten ist die Errichtung eines betriebsbezogenen Wohngebäudes geplant. Der-
zeit wird der produzierende Gewerbebetrieb über den nordöstlich verlaufenden Wirt-
schaftsweg erschlossen. Aufgrund von Eigentumsverhältnissen stellt dieser Erschlie-
ßungsweg künftig keine gesicherte Zuwegung mehr dar. Die Erschließung des 
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Geltungsbereiches erfolgt künftig über einen, von dem Straßenbauamt Schwerin ge-
nehmigten, Anschluss an die Bundesstraße 105.  
 
Vermeidungsverbot 
Gemäß § 15 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffes verpflichtet vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen 
sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck 
am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft zu erreichen, gegeben sind. Soweit Beeinträchtigungen nicht vermieden werden 
können, ist dies zu begründen.  
 
Durch die Errichtung des Wohnhauses auf den Flächen südlich des Gewerbebetriebes 
wird dem Prinzip des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gefolgt. Dabei wird 
eine kurzrasige Zierrasenfläche, die bereits teilweise als Lagerfläche fungiert und dem 
Gewerbebetrieb zugehörig ist, überplant.  
Ein weiterer Vorteil ergibt sich durch den Bau eines Wohnhauses in unmittelbarer Nähe 
zum Gewerbebetrieb, der Arbeitsweg insbesondere der Ausstoß von CO2 wird durch 
den wegfallenden Fahrtweg eingespart. 
 
Da es sich lediglich um die Errichtung eines Wohnhauses und die Sicherung des Ge-
werbebetriebes handelt, wird auf eine Alternativenprüfung verzichtet.  
 
Um den gesetzlichen Vorgaben des § 15 BNatSchG zu folgen, werden im nächsten 
Kapitel die Eingriffe und Ausgleichsmaßnahmen dargestellt.  
 
 
5. Eingriffsregelung 
 
5.1 Gesetzliche Grundlage der Bilanzierung 
 
Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB werden die Ergebnisse der städtebaulichen Eingriffsrege-
lung nachfolgend abgearbeitet:  
 
(3) Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts in seinen in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen 
(Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwägung nach 
§ 1 Absatz 7 zu berücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen 
und Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich. 
Soweit dies mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und den Zielen der 
Raumordnung sowie des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar ist, kön-
nen die Darstellungen und Festsetzungen auch an anderer Stelle als am Ort des Ein-
griffs erfolgen. Anstelle von Darstellungen und Festsetzungen können auch vertragli-
che Vereinbarungen nach § 11 oder sonstige geeignete Maßnahmen zum Ausgleich 
auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen getroffen werden. § 15 Absatz 3 des 
Bundesnaturschutzgesetzes gilt entsprechend. Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, so-
weit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig 
waren. 
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Nachfolgende Berechnungen und Bilanzierungsabsichten wurden unter Verwendung 
der „Hinweise zur Eingriffsregelung; Neufassung 2018“ des Landesamtes für Umwelt, 
Naturschutz und Geologie M-V (LUNG M-V) erstellt. Diese Hinweise zur Bewertung 
von Eingriffen wurden als Grundlage für eine einheitliche Anwendung der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung in Mecklenburg-Vorpommern entwickelt und sind werden 
für die Eingriffsbewertung auch im Rahmen der Bauleitplanung empfohlen.  
Die Aufnahme der Biotoptypen erfolgte auf Grundlage der „Anleitung für die Kartierung 
von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen in Mecklenburg-Vorpommern“, Schriften-
reihe des LUNG M-V 2013, Heft 2.  
 
5.2 Bestandsbeschreibung und -bewertung 
 
Um für die Eingriffs- und Ausgleichsbilanz nachvollziehbare und quantifizierbare Wert-
größen zu erhalten, werden die Biotoptypen bewertet. Die Bewertung erfolgt nach der 
vereinfachten Biotopwertansprache gemäß der benannten Fachschriften, da lediglich 
Funktionen mit allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz und die Landschaftspflege 
betroffen sind. Nach den „Hinweisen zur Eingriffsregelung“ (HzE) werden die natur-
schutzfachlichen Wertstufen der Biotoptypen über die Kriterien „Regenerationsfähig-
keit“ und „Gefährdung“ in Anlehnung an die Rote Liste der gefährdeten Biotoptypen 
Deutschlands (BfN, 2006) bestimmt. Demnach werden Wertstufen von 0 bis 4 verge-
ben. Die konkrete Bewertung des Biotoptyps erfolgt entsprechend der lokalen Ausprä-
gung. Jeder Wertstufe wird bei der vereinfachten Biotopwertansprache ein durch-
schnittlicher Biotopwert zugeordnet. Ausnahme bildet die Wertstufe 0, bei der sich der 
durchschnittliche Biotopwert nach der Formel 1 abzüglich Versieglungsgrad berechnet 
(HzE - 2.1 Ermittlung des Biotopwertes).  
 
Das Plangebiet befindet sich im Südosten des Ortsteils Waldeck. Der Geltungsbereich 
umfasst eine Fläche von rund 0,4 ha und grenzt im Norden sowie Nordosten an land-
wirtschaftliche Nutzflächen sowie einen Wirtschaftsweg an. Östlich grenzt ein Sied-
lungsgehölz an das Plangebiet an. Im Süden wird der Geltungsbereich des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 durch die Bundesstraße 105 begrenzt. Westlich 
grenzt Wohnbebauung mit zugehörigem Gartenland an. 
 
Gemäß der Anlage 5 der Hinweise zur Eingriffsregelung sind Wirkbereiche mittelbarer 
Beeinträchtigungen von Vorhabentypen aufgelistet. Wohnbebauung ist mit einem 
Wirkbereich I von 50 m und einem Wirkbereich II von 200 m festgelegt. Aus diesem 
Grund wurde ein Umfeld von 200 m um das Plangebiet betrachtet.  
 
In der nachfolgenden Tabelle sind die Biotoptypen des planungsrelevanten Bereiches 
hinsichtlich der Bewertung der qualitativen Ausprägung der Werte und der Funktionen 
des jeweiligen Biotoptyps dargestellt. Im Anschluss sind die einzelnen Biotoptypen 
verbal beschrieben.  
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Tabelle: Biotop- und Nutzungstypen des planungsrelevanten Bereichs und der Umgebung 

Nr. 

Biotop-

typ 

 Biotoptyp M-V Wertstufe Kompensations-

erfordernis 

1.8.5 WKX Kiefernmischwald trockener bis 

frischer Standorte 

2 3 

2.2.1 BFX Feldgehölz aus überwiegend 

heimischen Arten 

3 6 

9.1.1 GFM Nasswiese mesotropher Moor- 

und Sumpfstandorte 

3 6 

9.3.2 GIM Intensivgrünland auf Mineral-

standorten 

1 1,5 

12.1.2 ACL Lehm- bzw. Tonacker 0 0 

13.1.1 PWX Siedlungsgehölz aus heimi-

schen Baumarten 

2 3 

13.3.2 PER Artenarmer Zierrasen 0 1 

14.5.4 ODE Einzelgehöft 0 0 

14.7.3 OVU Wirtschaftsweg, nicht oder teil-

versiegelt 

0 0 

14.7.5 OVL Straße 0 0 

14.8.2 OIG Gewerbegebiet 0 0 
 

 
Biotoptypen innerhalb des Plangebietes 
 
13.3.2 Artenarmer Zierrasen (PER) 
Südlich des Gewerbebetriebes befindet sich eine artenarme Zierrasenfläche. Diese 
wird teilweise auch als Lagerplatz verwendet. Als Abgrenzung zur Straße sind Holun-
der und Haselsträucher zu finden.  
 
14.8.2 Gewerbegebiet (OIG) 
Das Plangebiet besteht hauptsächlich aus dem Gewerbebetrieb Beton- und Natur-
steinservice Bank. Dieser besteht aus einer Fertigungshalle sowie Lagerflächen. 
 
Biotoptypen außerhalb des Plangebietes 
 
1.8.5 Kiefermischwald trockener bis frischer Standorte (WKX) 
Südöstlich des Plangebietes, unmittelbar südlich an der B 105 liegend, befindet sich 
ein Kiefermischwald, der vereinzelt durch Fichten und Lärchen ergänzt wird. Am Wald-
rand sind auf einem schmalen Streifen Laubbäume (u.a. Eiche und Ahorn) zu finden. 
 
2.2.1 Feldgehölz aus überwiegend heimischen Arten (BFX) 
Südlich sowie südwestlich des Plangebietes befinden sich zwei kleinere Feldgehölze 
aus heimischen Laubbaumarten.  
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9.1.1 Nasswiese mesotropher Moor- und Sumpfstandorte (GFM) 
Südlich des Plangebietes befindet sich auf einem langgestreckten Bereich eine seg-
gen- und binsenreiche Nasswiese mit Röhrichtbeständen und Riesen. Zudem ist dort 
ein Quellbereich einschließlich der Ufervegetation zu erkennen.  
 
9.3.2 Intensivgrünland auf Mineralstandorten (GIM) 
Südlich der B 105 befinden sich mehrere Flächen auf denen artenarmes Dauergrün-
land zu finden ist. Zur Zeit der Kartierung sind die Flächen gemäht.  
 
12.1.2 Lehm- und Tonacker (ACL) 
Das Plangebiet ist westlich, nördlich und nordöstlich von Ackerflächen umgeben.  
 
13.1.1 Siedlungsgehölz aus heimischen Baumarten (PWX) 
Östlich des Plangebietes, angrenzend zur Straße Richtung Drei Linden befindet sich 
ein Feldgehölz bestehend aus Birke und Eiche und vereinzelt aus Fichten.  
 
14.5.4 Einzelgehöft (ODE) 
Die Ortslage Waldeck besteht aus wenigen Einzelgehöften und wird durch die Bun-
desstraße 105 gequert.  
 
14.7.3 Wirtschaftsweg, nicht oder teilversiegelt (OVU) 
Östlich des Plangebietes führt eine teilversiegelte Straße in Richtung der Ortslage Drei 
Linden. Zu Beginn ist die „Dorfstraße“ geteert, die sich als Sandweg fortsetzt.  
 
14.7.5 Straße (OVL) 
Die Bundesstraße 105 grenzt unmittelbar südlich an das Plangebiet an.  
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Biotopkartierung für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 der Gemeinde Upahl. Legende bzw. Abkürzungserklärung siehe vorangegangene Tabelle 
Eigene Darstellung nach Angaben aus dem Luftbild, © GeoBasis ALKIS DE/M-V 2022 (gestrichelte Linien: Plangebiet, 50 m / 200 m Entfernung) 
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5.3 Eingriffsbilanzierung 
 
Das Plangebiet besteht aus einem Gewerbebetrieb und einer Zierrasenfläche und 
grenzt an die Bundesstraße 105, die von Gressow nach Grevesmühlen führt. Das Pla-
nungsziel des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 10 besteht darin, die pla-
nungsrechtliche Voraussetzung für ein Wohnhaus sowie die planungsrechtliche Siche-
rung eines Natur- und Betonsteingewerbe zu schaffen. 
 
Um für die Eingriffs- und Ausgleichsbilanz nachvollziehbare und quantifizierbare Wert-
größen zu erhalten, werden die Biotoptypen bewertet. Die Bewertung erfolgt nach der 
vereinfachten Biotopwertansprache (gem. Biotoptypenkatalog/ Biotopkartieranlei-
tung M-V), da lediglich Funktionen mit allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz und 
die Landschaftspflege betroffen sind.  
 
Nach den „Hinweisen zur Eingriffsregelung" werden insbesondere die  

- Regenerationsfähigkeit des vorkommenden Biotoptyps und  
- die regionale Einstufung in die „Roten Listen der gefährdeten Biotoptypen BRD" 

als wertbestimmende Kriterien herangezogen. Demnach werden Wertstufen von 0 bis 
4 vergeben. Die konkrete Bewertung des Biotoptyps erfolgt entsprechend der lokalen 
Ausprägung. Bei einer durchschnittlichen Ausprägung wird ein mittlerer Bereich der 
möglichen Wertstufe angenommen. Bei negativen Beeinträchtigungen erfolgt eine Ab-
wertung und bei besonders hervorzuhebender Ausstattung des Biotops eine Aufwer-
tung. 
 
Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung 
Die Lage der vom Eingriff betroffenen Biotoptypen in wertvollen, ungestörten oder vor-
belasteten Räumen wird über Zu- bzw. Abschläge auf den ermittelten Biotopwert be-
rücksichtigt: 
 

- < 100 m Abstand zu vorhandenen Störquellen = Lagefaktor 0,75 
- > 625 m Abstand zu vorhandenen Störquellen = Lagefaktor 1,25 

 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 mit einer 
Größe von ca. 0,4 ha befindet sich in der Ortslage Waldeck, unmittelbar nördlich an 
die Bundesstraße 105 angrenzend. Die angrenzenden Bereiche sind, neben der Bun-
desstraße durch Acker- und Grünlandflächen geprägt. Dementsprechend wird ein La-
gefaktor von 0,75 veranschlagt.  
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Das Eingriffsäquivalent für Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung wird wie folgt 
berechnet: 
 

Fläche [m²] 

des  

betroffenen 

Biotoptyps 

X 

Biotopwert des  

betroffenen Bi-

otoptyps X 
Lagefak-

tor 
= 

Eingriffsäquivalent für 

Biotopbeseitigung 

bzw. Biotopverände-

rung  

[m² EFÄ] 

 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 10 überplant mit einer Fläche von 
ca. 0,4 ha eine Zierrasenfläche (PER) zuzüglich des schon vorhandenen Gewerbebe-
triebes (OIG). 
 
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 beabsichtigt die Gemeinde Upahl 
in dem Ortsteil Waldeck in räumlicher Nähe zu einem bestehenden gewerblichen Be-
trieb ein betriebsbezogenes Wohngebäude zu entwickeln. Um eine städtebauliche und 
dem Ortsbild entsprechende behutsame Weiterentwicklung des bestehenden Gewer-
bebetriebes zu gewährleisten, macht die Gemeinde von dem Festsetzungserfindungs-
recht Gebrauch.  
 
Anlass der Planaufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 ist das 
Ziel dem ortsansässigen Gewerbebetrieb Entwicklungspotenzial zu ermöglichen. Die 
Gemeinde ist bestrebt die regionalen Wirtschaftsbetriebe zu fördern und in angemes-
senem Maße zu unterstützen. 
 
Mit Umsetzung der Planungsziele erfolgt nur ein kleiner Verlust der vorhandenen Bio-
topstruktur, da lediglich eine Betriebsleiterwohnung und deren Zufahrt neu errichtet 
werden. Bei dem vorhandenen und bereits versiegelten eingeschränkten Gewerbege-
biet erfolgt keine bauliche Veränderung bzw. Erweiterung, sodass nur die Versiege-
lung auf der Zierrasenfläche bei der Eingriffsberechnung berücksichtigt wird. Die Nut-
zung des Gewerbebetriebs ist durch den Landkreis Nordwestmecklenburg genehmigt. 
Somit erfolgt mit der vorliegenden Planung keine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 
für diesen Bereich. 
 
Tabelle: Eingriffsberechnung durch die Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung 

Biotoptyp M-V Fläche  Biotopwert Lagefaktor m² EFÄ 

GE 2         

PER 537 1 0,75 403 

        403 
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Versiegelung und Überbauung 
Das Eingriffsäquivalent für Versiegelung und Überbauung wird wie folgt berechnet: 
Die Lage der vom Eingriff betroffenen Biotoptypen in wertvollen, ungestörten oder vor-
belasteten Räumen wird über Zu- bzw. Abschläge auf den ermittelten Biotopwert be-
rücksichtigt:  
 

Teil-/Vollver-

siegelte bzw. 

überbaute 

Fläche [m²]  

X 

Zuschlag für Teil-/ 

Vollversiegelung 

bzw. Überbauung 

0,2/0,5 

= 

Eingriffsäquivalent für Teil-/ 

Vollversiegelung bzw. Überbau-

ung [m² EFÄ] 

 
Für den Bereich der geplanten eingeschränkten Gewerbegebiete (GEe 1 und GEe 2) 
werden spezifische Grundflächenzahlen (GRZ) festgelegt, die den Grad der maxima-
len Versiegelung definieren. Dabei ist für das GEe 1 eine Grundflächenzahl von 0,6 
festgesetzt sowie eine Überschreitung der festgesetzten GRZ für Nebenanlagen bis 
0,8 zulässig. 
 
Überwiegende Bereiche des GEe1 sind aufgrund der intensiven Nutzung als Gewer-
bestandort bereits versiegelt. Im Nordwesten befindet sich die zum Betrieb zugehörige 
Gewerbehalle. Die übrigen Flächen im Norden des Plangebietes sind bereits versiegelt 
und werden als Lager- und Stellflächen des Betriebsmaterials genutzt. Das Material-
lager erstreckt sich weiter entlang der südwestlichen Grundstücksgrenze (GEe2). 
 
Demnach wird keine Eingriffsberechnung für das GEe1 vorgenommen. Für das GEe 2 
ist eine Grundflächenzahl von 0,4 festgesetzt sowie eine Überschreitung für Nebenan-
lagen von 50 % zulässig. Die geplante Erschließungsstraße, abgehend von der Bun-
desstraße, findet in der GRZ von 0,4 Berücksichtigung. Die bereits versiegelte Stell-
platzfläche im GEe 2 (Materiallager) ist bei der Bilanzierung berücksichtigt worden.  
 
Tabelle: Eingriffsberechnung durch Versiegelung 

Biotoptyp M-V Fläche  Biotopwert Zuschlag m² EFÄ 

SO         

PER 537 1 0,5 269 

    269 

 
Wirkzonen 
In der Anlage 5 der Hinweise zur Eingriffsregelung werden Wirkbereiche mittelbarer 
Beeinträchtigungen von Vorhabentypen dargestellt. Für Wohnbebauung sind jeweils 
Wirkbereiche (I) von 50 m und Wirkbereiche (II) von 200 m festgelegt.  
 
Gemäß den Ausführungen unter Punkt 2.4 „Berechnung des Eingriffsflächenäquiva-
lents für Funktionsbeeinträchtigung von Biotopen (mittelbare Wirkungen/Beeinträchti-
gungen)“ wird ausgesagt, dass neben Beseitigungen und Veränderungen von Bioto-
pen, auch mittelbare Beeinträchtigungen, d.h. Biotope sind nur noch eingeschränkt 
funktionsfähig, zu betrachten sind. Soweit gesetzlich geschützte Biotope oder Bio-
toptypen ab einer Wertstufe von 3 mittelbar beeinträchtigt werden, ist dies bei der Er-
mittlung des Kompensationsbedarfes zu berücksichtigen.  
Im Rahmen der Biotoptypenkartierungen wurde ein Wirkbereich von 200 m um das 
Plangebiet aufgenommen. Dort befindet sich drei geschützte Biotope. Es kommt im 
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Zusammenhang mit der Umsetzung der Planungsziele zu keinen mittelbaren Beein-
trächtigungen.  
 
Innerhalb des Plangebietes sind keine gesetzlich geschützten Biotope vorhanden. In 
einem Umkreis von ca. 200 m (Wirkzone II – gemäß HzE) befinden sich die folgenden 
gemäß § 20 NatSchAG M-V geschützten Biotope (Kartenportal Umwelt M-V, Kartie-
rungsjahr 1996): 
 

• NWM10779 – Baumgruppe – südlich des Plangebietes, Entfernung ca. 95 m 

• NWM10762 – Feuchtsenke bei Waldeck – südlich des Plangebietes, Entfer-
nung ca. 170 m 
 

Die südlich des Plangebietes befindliche Baumgruppe, befindet sich südlich des Feri-
enhofes Waldeck, auf der gegenüberliegenden Straßenseite des Plangebietes. Um-
geben ist die Baumgruppe von Grünland, das in regelmäßigen Abständen gemäht 
wird. Die Feuchtsenke befindet sich ebenfalls südlich des Plangebietes und wird von 
landwirtschaftlichen Nutzflächen sowie von Gehölzen umgeben. Aufgrund der Pla-
nungsziele des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden keine zusätzlichen 
mittelbaren Beeinträchtigungen (Funktionsbeeinträchtigungen höherwertiger Biotope 
in der Nähe des Eingriffs) hervorgerufen.  
Das Plangebiet selbst ist geprägt von einem gewerblichen Unternehmen, der als Be-
ton- und Natursteinbetrieb bewirtschaftet wird. Überwiegende Bereiche des Plange-
bietes sind aufgrund der intensiven Nutzung als Gewerbestandort bereits versiegelt. 
Im Nordwesten befindet sich die zum Betrieb zugehörige Gewerbehalle. Die übrigen 
Flächen im Norden des Plangebietes werden als Lager- und Stellflächen des Betriebs-
materials genutzt. Das Materiallager erstreckt sich weiter entlang der südwestlichen 
Grundstücksgrenze. Der Geltungsbereich ist zu den angrenzenden landwirtschaftli-
chen Nutzflächen (Norden, Nordosten und Nordwesten) durch Grünstrukturen be-
grenzt. Der südliche Bereich ist derzeit noch unbebaut und wird als Rasenfläche ge-
nutzt. Zur Bundesstraße 105 wird das Plangebiet durch weitere Gehölzstrukturen be-
grenzt. 
 
Wie bereits ausgeführt, wird unter Berücksichtigung der bestehenden anthropogenen 
Vorbelastung von keinen mittelbaren Beeinträchtigungen ausgegangen. Dementspre-
chend wird auf eine Ausweisung von Wirkzonen verzichtet.  
 
Aus den zuvor berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Addition der 
multifunktionale Kompensationsbedarf.  
 
Tabelle: Zusammenstellung des multifunktionalen Eingriffs 

Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung 403 

Versiegelung 269 

Wirkzonen - 

Multifunktionaler Gesamteingriff 672 m² EFÄ  

  



Satzung der Gemeinde Upahl über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 
„Waldeck“ - Vorentwurf 

52 

5.4 Kompensationsmaßnahmen 
 
Für die Eingriffe in Natur und Landschaft, hervorgerufen durch die Vorhaben des hier 
betrachteten vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 der Ortslage Waldeck, 
werden Kompensationsmaßnahmen erforderlich, die diese Auswirkungen mindern 
bzw. ausgleichen. Direkte Eingriffe in wertvolle Biotopstrukturen erfolgen mit Umset-
zung der Planungsziele nicht. 
 
Innerhalb des Plangebietes stehen keine ausreichenden Flächen zur Verfügung. Das 
durch die Eingriffe in Natur und Landschaft verbleibende Kompensationsdefizit von 
672 m² EFÄ wird durch den Ankauf von Ökopunkten beglichen. Es wird das Ökokonto 
LRO 83 „Naturwald Ostenholz bei Häschendorf“, Gemarkung Häschendorf, Flur 1 und 
Flurstücke 169, 171, 172 tlw., 173, 174/1 tlw., 175, 177, 179 tlw. gewählt.  
Die Sicherung erfolgt durch eine vertragliche Regelung zwischen dem Flächeneigen-
tümer und der Gemeinde Upahl.  
 
 
6. Zusätzliche Angaben 
 
6.1 Technische Verfahren sowie Hinweise auf Schwierigkeiten 
 
Merkmale der verwendeten technischen Verfahren 
Im Umweltbericht erfolgt eine Abarbeitung der Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 
und ergänzend nach § 1a BauGB. Hierbei werden die einzelnen Schutzgüter, bezogen 
auf die Bestandssituation (Basisszenario) untersucht und anschließend wird eine 
Prognose für die Entwicklung mit Umsetzung der Planungsziele erstellt.  
 
Umfang und Detaillierung orientieren sich dabei problembezogen an der vorliegenden 
Planungsaufgabe und dem gegenwärtigen Wissensstand. Zur Erfassung der Bestand-
serfassung fanden Ortsbegehungen statt. Ebenso wurden Luftbilder und Kartenmate-
rialien ausgewertet.  
 
Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 
Im Zusammenhang mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 wurde das 
folgende Gutachten vorbereitet: 

- FFH-Untersuchung für das GGB DE 2133-303 „Wald- und Kleingewässerland-
schaft Everstorf“ 

 
Die Baumerfassung erfolgt auf Grundlage von Begehungen.  
 
Spezielle Schwierigkeiten bei der Zusammensetzung der Unterlagen bestanden nicht. 
Es wurden keine weiterführenden Kartierungen zur Beurteilung der artenschutzfachli-
chen Belange durchgeführt. Diese Beurteilung erfolgt im Rahmen einer Potentialab-
schätzung.  
 
6.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 
 
Allgemein dient eine Überwachung der Umwelt insbesondere der Feststellung von er-
heblichen, unvorhergesehenen nachteiligen Umweltauswirkungen. Da durch die Auf-
stellung des Bebauungsplanes keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu er-
warten sind, können Maßnahmen, die der Überwachung dienen, unterbleiben.  
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7. Allgemein verständliche Zusammenfassung 
 
Der Umweltbericht, als gesonderter Teil der Begründung, legt die Belange des Natur- 
und Umweltschutzes dar. Gemäß §§ 2 Abs. 4 und 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB wurden die 
Resultate der Umweltprüfung sowie nach § 1a Abs. 3 BauGB die Ergebnisse der Ein-
griffsregelung aufgezeigt. Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 der Ge-
meinde Upahl wurden innerhalb des Umweltberichtes die ermittelten voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen auf Grundlage der Anlage 1 des BauGB beschrieben und be-
wertet.  
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 10 hat eine 
Größe von ca. 0,4 ha und befindet sich im Osten des Ortsteils Waldeck. Das Plange-
biet selbst ist geprägt von einem gewerblichen Unternehmen, das als Beton- und Na-
tursteinbetrieb bewirtschaftet wird. Überwiegende Bereiche des Plangebietes sind auf-
grund der intensiven Nutzung als Gewerbestandort bereits versiegelt. Im Nordwesten 
befindet sich die zum Betrieb zugehörige Gewerbehalle. Die übrigen Flächen im Nor-
den des Plangebietes werden als Lager- und Stellflächen des Betriebsmaterials ge-
nutzt. Das Materiallager erstreckt sich weiter entlang der südwestlichen Grundstücks-
grenze. Der Geltungsbereich ist zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen (Norden, Nordosten und Nordwesten) durch Grünstrukturen begrenzt. Der südli-
che Bereich ist derzeit noch unbebaut und wird als Rasenfläche genutzt. Zur Bundes-
straße 105 wird das Plangebiet durch weitere Gehölzstrukturen begrenzt. 
 
Mit dem Umweltbericht wurde geprüft, ob von dem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 10 der Ortslage Waldeck erhebliche, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt 
zu erwarten sind.  
Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 soll einem regionalen Gewerbe-
treibenden der vorhandene Gewerbebetrieb planungsrechtlich gesichert werden. Dar-
über hinaus soll die planungsrechtliche Voraussetzung für gewerbliche Erweiterungs-
möglichkeiten und die Errichtung eines betriebsbezogenen Wohngebäudes geschaf-
fen werden.  
Anlass der Planaufstellung ist das Ziel dem ortsansässigen Gewerbebetrieb Entwick-
lungspotenzial zu ermöglichen. Die Gemeinde ist bestrebt die regionalen Wirtschafts-
betriebe zu fördern und in angemessenem Maße zu unterstützen. 
 
Aufgrund der Lage des Plangebietes, angrenzend an die Bundesstraße sowie auf-
grund der Größe der Ortslage, sind in den übergeordneten naturschutzrechtlichen 
Fachplanungen für den Bereich kaum umweltbezogenen Ziele festgelegt bzw. spezifi-
sche Aussagen getroffen worden. Aus den übergeordneten Planungen lassen sich da-
her für die hier betrachteten Planungsziele keine erheblichen Beeinträchtigungen ab-
leiten. Hervorzuheben sind nur die angrenzenden gemäß § 20 NatSchAG MV gesetz-
lich geschützten Biotope. Mittelbare Beeinträchtigungen sind unter Berücksichtigung 
der Größe, der Planungsziele und der bestehenden Vorbelastungen durch die beste-
hende Bebauung aus Sicht der Gemeinde nicht gegeben.  
 
Das Plangebiet befindet sich teilweise innerhalb des Schutzgebietes GGB DE 2133-
303 „Wald- und Kleingewässerlandschaft Everstorf“. 
Parallel mit dem Entwurf wurde eine GGB-Untersuchung erarbeitet. Es wurden bau-, 
anlage-, und betriebsbedingte Auswirkungen auf die Schutzziele des Natura 2000-Ge-
bietes betrachtet und bewertet. Im Ergebnis werden erhebliche bau-, anlage- und be-
triebsbedingte Auswirkungen ausgeschlossen, so dass eine Natura 2000-
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Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG zum Vorhaben nicht erforderlich ist. 
Grundlegende Argumentation ist, dass es sich lediglich um die Entwicklung eines 
Wohngebäudes in räumlicher Nähe zu einem bestehenden gewerblichen Betrieb han-
delt.  
Überdies wird in Frage gestellt, ob die Ortslage Waldeck aufgrund von einer maßstäb-
lich ungenauen Grenzziehung -im Maßstab 1 : 125 000- Teil des GGB ist.  
 
Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb von Schutzgebieten von nationaler Be-
deutung. Das nächst gelegene nationale Schutzgebiet ist das Naturschutzgebiet 
(NSG) 280 „Kalkflachmoor und Mergelgruben bei Degtow befindet sich in südwestliche 
Richtung ca. 2 500 m Entfernung zum Plangebiet. 
 
Die Umweltbelange wurden ausführlich im Umweltbericht zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 10 beschrieben und berücksichtigt. Es wurden die Auswirkungen 
auf die Schutzgüter Mensch, Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Was-
ser, Klima/Luft, Landschaft sowie Kultur- und Sachgüter untersucht. Im Wesentlichen 
sind durch das Vorhaben Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden und Wasser durch 
Bodenversiegelung und die damit verbundenen Veränderungen des Wasserhaushal-
tes verbunden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen durch die mit dem vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan Nr. 10 verbundenen Planungsabsichten auf die Umwelt bzw. 
die benannten Schutzgüter ist nicht zu rechnen. Mit Umsetzung der Planungsziele er-
folgt die planungsrechtliche Voraussetzung für ein Wohnhaus sowie die planungs-
rechtliche Sicherung eines Natur- und Betonsteingewerbes. Es handelt sich demnach 
um einen anthropogen vorbelasteten Bereich. Zu erwartende Eingriffe in Natur und 
Landschaft, die durch die vorliegende Planung verursacht werden, sind unter Hinzu-
nahme der Ausführungen der „Hinweise zur Eingriffsregelung für M-V; LUNG Neufas-
sung 2018“ dargestellt und werden im weiteren Planverfahren bewertet. Der Verlust 
resultiert hauptsächlich aus der zusätzlichen Versiegelung, die durch die vorgesehene 
Bebauung verursacht wird.  
 
Um das gesamte Kompensationserfordernis zu ermitteln, wurden die überplanten Bi-
otop- und Nutzungstypen bilanziert. Das durch die Eingriffe in Natur und Landschaft 
verbleibende Kompensationsdefizit von 672 m² EFÄ wird durch den Ankauf von Öko-
punkten behoben. Es wird das Ökokonto LRO 83 „Naturwald Ostenholz bei Häschen-
dorf“, Gemarkung Häschendorf, Flur 1 und Flurstücke 169, 171, 172 tlw., 173, 174/1 
tlw., 175, 177 und 179 tlw. gewählt.  
Die Sicherung erfolgt durch eine vertragliche Regelung zwischen dem Flächeneigen-
tümer und der Gemeinde Upahl.  
 
Zur Beachtung der Belange des Artenschutzes wurde eine Potentialabschätzung 
durchgeführt. Das Plangebiet bezieht sich im Wesentlichen auf die bereits vorhandene 
Gewerbefläche mit der Gewerbehalle und dem Lagerplatz und den südlich davor be-
findlichen Zierrasenbereichen. Dementsprechend sind auch nur störungsunempfindli-
che Arten zu erwarten. Durch das Einhalten der Bauzeitenregelung und der festgeleg-
ten Vermeidungsmaßnahme wird eine erhebliche Beeinträchtigung für nach 
BNatSchG geschützte Arten im Sinne des § 44 BNatSchG vermieden.  
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8.  Referenzliste der verwendeten Quellen 
 
Gesetze und Richtlinien 
 

Siehe Kapitel 2 
 
 
Umweltdaten und –informationen, Gutachten, Planungen 
 
Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg, Erste Fortschreibung, 
Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern, Sep-
tember 2008 
 
Hinweise zur Eingriffsregelung, Neufassung 2018, Schriftenreihe des Landesamtes für 
Umwelt, Naturschutz und Geologie/ Heft 3 
 
Anleitung für die Kartierung von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen in Mecklen-
burg-Vorpommern, Schriftenreihe des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Ge-
ologie/ Heft 2 
 
 
Internetseiten 
 
Umweltkarten des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
https://www.umweltkarten.mv-regierung.de/atlas/script/index.php 
 
https://www.geoportal-mv.de/portal/ 
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Den nebenstehenden Erläuterungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan Nr. 10 dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklen-
burg entspricht. 
 
 
Die Gemeinde weis darauf hin, dass die genannten Programmsätze bereits be-
rücksichtigt wurden. 
 
 
Es wird zur Kenntnis, dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 10 mit 
den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und Landesplanung vereinbar 
ist. 
 
 
Die abschließenden Hinweise werden beachtet. 
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Zu I. Allgemeines 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Erläuterungen zur Zusammengehö-
rigkeit des bestehenden Gewerbebetriebes und der geplanten, zugehörigen 
Betriebsleiterwohnung durch das Planungsinstrument des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes und den textlichen Festsetzungen zur Kenntnis. Sofern der 
ansässige Gewerbebetrieb seine Wirtschaftstätigkeit niederliegt, erlischt auch 
die Wohnnutzung. 
 
Die Ortslage Waldeck der Gemeinde Upahl wird im rechtswirksamen Flächen-
nutzungsplan als Außenbereich dargestellt. Der Flächennutzungsplan wird im 
vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB geändert. Zukünftig wird für den 
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes eine gewerbliche 
Baufläche dargestellt. 
 
Zu II. Verfahrensvermerke, Rechtsgrundlagen, Präambel 
Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass die Auslegungsunterlagen zu-
sätzlich im Internetportal bereitzustellen sind und weist darauf hin, dass diese 
bereits im Bau- und Planungsportal M-V zur Verfügung stehen.  
Die Gemeinde sieht derzeit von einer Anpassung des Pkt. 6 der Verfahrensver-
merke ab, da bisher keine Änderung des BauGB bzgl. der Bereitstellung von 
Auslegungsunterlagen im Internetportal des Bau- und Planungsprotals M-V 
vorgenommen wurde. 
 
Zu III. Planerische Festsetzungen 
Die Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen wird angepasst, um in dem fest-
gesetzten GE 2 ausschließlich die zum bestehenden Gewerbebetrieb zulässige 
Betriebsleiterwohnung festzusetzen.  
Die unterschiedlich festgesetzten Grundflächenzahlen beziehen sich jeweils 
auf die Gebiete GE 1 und GE 2. Da für das GE 2 lediglich die Errichtung einer 
Betriebsleiterwohnung geplant ist, erachtet die Gemeinde es als sinnvoll hier 
eine geringe Grundflächenzahl festzusetzen, um den Versieglungsgrad in die-
sem Bereich einzuschränken. Die Gemeinde kann eine detaillierte textliche 
Festsetzung der Flächen zur jeweilig Festgesetzten GRZ nicht nachvollziehen 
und erachtet dies über die Planzeichnung als ausreichend definiert. 
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Zu Text – Teil B, 1.1 und 1.2 
Die Festsetzung unter Pkt. 1.1 stellt eine allgemeine Festsetzung dar, welche 
grundsätzlich bei einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan in die textlichen 
Festsetzungen aufgenommen werden kann (siehe § 12 Abs. 3a BauGB). Die 
Festsetzung weist darauf hin, dass nur solche Vorhaben zulässig sind, zu die 
sich im Durchführungsvertrag verpflichtet wird.  
Unter Punkt 1.2 der textlichen Festsetzungen wird über den vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan ein Rahmen an möglichen Nutzungen aufgespannt. Die im 
Anschluss durch den zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß § 12 
BauGB zugehörigen Durchführungsvertrag konkretisiert werden.  
Da die zulässigen Nutzungen innerhalb der textlichen Festsetzung unter Punkt 
1.2 sehr konkret sind und kein Gewerbegebiet im eigentlichen Sinne zulassen, 
werden die Gewerbegebiete als eingeschränkte Gewerbegebiete festgesetzt. 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan sowie die Begründung werden dahin-
gehend geändert. 
Die Gemeinde sieht von einer Streichung des Pkt. 1.2 ab. Die Gemeinde weist 
an dieser Stelle darauf hin, dass durch die zulässigen Nutzungen innerhalb des 
GE 1 ein für die Gemeinde vertretbares Nutzungsangebot an möglichen ge-
werblichen Nutzungen zulässig ist. Bei einer Änderung der Nutzung innerhalb 
des festgesetzten Nutzungsrahmen ist eine Änderung des Durchführungsver-
trages rechtlich einfacher als die Änderung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes. 
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Zu 1.3 
„Ausnahmsweise“ bezieht sich in der Festsetzung auf den § 8 Abs. 3 Nr. 1 
BauNVO in dem die hier aufgeführten Wohnungen ausnahmsweise zulässig 
sind. Mit der Festsetzung beabsichtigt die Gemeinde diese als allgemein zuläs-
sig festzusetzen. Zur Eindeutigkeit wird ein „allgemein“ in die textliche Festset-
zung ergänzt. 
 
Zu 1.5 
Die Gemeinde kann eine detaillierte textliche Festsetzung der Flächen zur je-
weilig Festgesetzten GRZ nicht nachvollziehen und erachtet dies über die Plan-
zeichnung als ausreichend definiert. 
 
Zu 7.1, 7.2, 7.3 und 7.4 
Die Gemeinde Upahl weist an dieser Stelle darauf hin, dass seitens der Unteren 
Immissionsschutzbehörde zu den Festsetzungen zum Lärmschutz keine inhalt-
lichen Änderungen bestehen. Die Immissionsschutzbehörde weist lediglich da-
rauf hin, dass unter Pkt. 7.3 ein redaktioneller Fehler aufgetreten ist, der im 
Plan korrigiert wird. Darüber hinaus weist die Immissionsschutzbehörde darauf 
hin, dass die getroffenen Ausnahmemöglichkeiten, einen mit dem konkreten 
Bauvorhaben geführten Nachweis bedingen. Dies nimmt die Gemeinde zur 
Kenntnis. 
 
Des Weiteren weist die Gemeinde darauf hin, dass die textlichen Festsetzun-
gen durch ein Ingenieurbüro (Lärmschutz Seeburg) nach der DIN 4109 ausge-
wiesen wurden. In der DIN 4109 wird der Umfang passiver Lärmschutzmaß-
nahmen durch Lärmpegelbereich in der Planzeichnung für freie Schallausbrei-
tung im Plangebiet ausgewiesen. Die DIN 4109 bildet die Rechtsgrundlage und 
ist daher verbindlich. Die Festsetzungen sind so formuliert, dass sofern im Bau-
genehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass bspw. durch die Abschir-
mung eines Bauwerkes ein LPB III entsteht, andere bzw. die in den textlichen 
Festsetzungen festgesetzten Anforderungen bestehen. 
 
 
Zu IV. Begründung, 1.1 
Die Gemeinde Upahl nimmt die nebenstehenden Hinweise zum Durchfüh-
rungsvertrag zur Kenntnis und beachtet diese. 
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Zu 1.3 
Die Gemeinde geht davon aus, dass es sich um einen redaktionellen Fehler 
handelt und der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 10 gemeint ist. Es wird 
darauf hingewiesen, dass der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren geän-
dert wird. Eine Zusammenführung der Teilflächennutzungspläne sieht die Ge-
meinde zu einem späteren Zeitpunkt vor. 
 
Zu 5. 
In der schalltechnischen Untersuchung wurde festgestellt, dass die Beurtei-
lungspegel für das Gewerbe an den Gebäuden außerhalb des Plangebietes 
(Flurstück 22/1), an den zum Plangebiet gerichteten Fassaden 40 bis 45 dB(A) 
betragen. Dort wird der Orientierungswert für Mischgebiete von 60 dB(A) um 
mindestens 15 dB unterschritten. 
 
Zu Umweltbericht, 4.3 
Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass die anderweitigen Planungs-
möglichkeiten sich auf die Ebene des Bebauungsplanes beziehen. Im weiteren 
Planverfahren werden die Planungsalternativen benannt bzw. die gewählte Va-
riante begründet.  
 
Zu Vorbeugender Brandschutz, Brandschutz – Grundsätzliches 
Die Gemeinde Upahl nimmt die gegebenen Hinweise zum Brandschutz zur 
Kenntnis.  
 
Zu Erreichbarkeit bebaubarer Flächen 
Dem Grundstückseigentümer liegt eine Sondernutzungserlaubnis für die Er-
richtung einer Grundstückszufahrt des Straßenbauamtes Schwerin (Oktober 
2021) vor. Die zulässige Grundstückszufahrt bindet an die Bundesstraße 105 
an und darf gemäß dem Straßenbauamt Schwerin eine maximale Breite von 
6,50 m aufweisen, sodass eine ausreichend breite Zufahrt für Fahrzeuge der 
Feuerwehr gewährleistet ist. 
 
Die Hinweise zur Erreichbarkeit bebaubarer Flächen werden in die Begründung 
aufgenommen. 
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Zu Löschwasserversorgung 
Die Gemeinde Upahl nimmt die Hinweise zur Löschwasserversorgung zur 
Kenntnis. 
 
Für das Plangebiet besteht für den Grundschutz ein Löschwasserbedarf von 
48 m³ pro Stunde über einen Zeitraum von zwei Stunden. Gemäß einer Rück-
sprache mit dem Ortswehrführer der freiwilligen Feuerwehr Plüschow (Juli 
2022) stehen für den Ersteinsatz Löschfahrzeuge der freiwilligen Feuerwehr 
Plüschow sowie der freiwilligen Feuerwehr Upahl mit einem Wassertank von 
rund 9.000 Liter zur Verfügung. Zusätzlich befindet sich, gemäß einem Schrei-
ben der freiwilligen Feuerwehr Plüschow (April 2020), innerhalb des Plangebie-
tes ein 5 000 Liter Wassertank sowie ein Brunnen mit rund 6 000 Liter Wasser. 
Darüber hinaus befindet sich südöstlich des Plangebietes in rund 250 m Ent-
fernung ein Löschwasserteich, der eine Größe von 34 m x 17 m und ca. 2 m 
Tiefe umfasst sowie westlich des Plangebietes im Bereich der GER Umwelt-
schutz GmbH ein Oberflurhydrant mit einer Leistung von rund 196 m³ pro 
Stunde. Der Löschwasserbedarf für den Grundschutz ist sichergestellt. 
 
Gemäß der Stellungnahme der Stadt Grevesmühlen, Haupt- und Ordnungsamt 
sind die oben genannten Löschwasserquellen grundsätzlich ausreichend. Der 
aufgeführte Löschwasserteich sollte gemäß dem Haupt- und Ordnungsamt der 
Stadt Grevesmühlen zeitnah einer Pflege (Entkrautung) zugeführt werden, wel-
che in regelmäßigen Abständen wiederholt werden muss.  
Die Gemeinde Upahl nimmt dies zur Kenntnis und beachtet die Pflege des 
Löschwasserteiches. 
 
 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise zur Löschwasserversorgung werden zur Kennt-
nis genommen. 
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Zu Untere Denkmalschutzbehörde 
Die nebenstehenden Ausführungen werden in der Begründung im Teil 2 – Um-
weltbericht unter Punkt 3.8 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
ergänzt. 
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Zu FD Umwelt und Kreisentwicklung, 0. Ausnahmegenehmigung 
Die Gemeinde Upahl nimmt die nebenstehenden Hinweise zur Kenntnis. 
 
 
 
 
Zu 1. Wasserversorgung 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet in der Trinkwasser-
schutzzone III B der Wasserfassung Grevesmühlen-Wotenitz befindet. 
 
Der nebenstehende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der zuständige 
Zweckverband Grevesmühlen wurde ebenfalls als Träger öffentlicher Belange 
frühzeitig beteiligt.  
Die Gemeinde Upahl weist darauf hin, dass gemäß der Stellungnahme des 
Zweckverbandes Grevesmühlen die Trinkversorgung sowie die Abwasserent-
sorgung gesichert sind. 
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3.1 
 
 
 
 
3.2 
 
 
 
 
3.3 
 
3.4 
 
 
 
 
 
3.5 
 
 
 
 
3.6 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 2. Abwasserentsorgung 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass vor Satzungsbeschluss für die ge-
plante Bebauung die Inaussichtstellung einer wasserrechtlichen Erlaubnis der 
Schmutzwasserbeseitigung über die vorhandene oder eine neue biologische 
Kleinkläranlage durch die untere Wasserbehörde erforderlich ist. 
 

Zu 3. Niederschlagswasserbeseitigung, 3.1 
Die nebenstehenden allgemeinen Erläuterungen zur Niederschlagswasserbe-
seitigung werden zur Kenntnis genommen. 
 

Zu 3.2 
Die Niederschlagswasserbeseitigung wurde nach Rücksprache mit dem Inge-
nieurbüro Buchheim und Morgner PartGmbB geklärt. Gemäß dem vorliegen-
den geotechnischen Bericht des Ingenieurbüros Buchheim und Morgner ist 
eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf dem Grundstück 
ohne entsprechende Versickerungsanlagen nicht möglich. Gemäß dem Ingeni-
eurbüro besteht die Überlaufmöglichkeit in die Vorflut an der Grundstücks-
grenze. Das anfallende Niederschlagswasser der bereits versiegelten Flächen 
und des Gewerbegebäudes wird über den östlich verrohrten Graben bereits in 
die Vorflut eingeleitet. Aufgrund der minimalen Erhöhung der versiegelten Flä-
chen durch das festgesetzte GEe 2 wird das zukünftig anfallende Oberflächen-
wasser in die Bestandskonzeption integriert. Die Ableitung des zusätzlichen 
Regenwassers erfolgt in die örtliche Vorflut. In die Begründung wird der Hinweis 
aufgenommen, dass sowohl für die Einleitung in ein ober-/ unterirdisches Ge-
wässer als auch in das Grundwasser die Erteilung einer wasserrechtlichen Er-
laubnis erforderlich und bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen ist. 
 

Zu 3.3 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass für die Einleitung in ein ober- / unterirdi-
sches Gewässer sowie in das Grundwasser die Erteilung einer wasserrechtli-
chen Erlaubnis erforderlich wird und bei der unteren Wasserbehörde zu bean-
tragen ist.  
 

Zu 3.4 
In die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 10 wird der 
Hinweis aufgenommen, dass eine Brunnenversickerung den Anforderungen 
gemäß DWA-A 138 entsprechen muss. 
 

Zu 3.5 
Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 

Zu 3.6 
Die oben genannten Erläuterungen zur Niederschlagswasserversickerung wer-
den in die Begründung aufgenommen.  
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Der nebenstehende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Zu 4. Gewässerschutz 
Die Gemeinde Upahl nimmt die nebenstehenden Hinweise zur Kenntnis.  
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Zu Untere Immissionsschutzbehörde 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Erläuterungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der redaktionelle Fehler der textlichen Festsetzung 7.3 wird korrigiert. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die in den textlichen Festsetzungen 
getroffenen Ausnahmemöglichkeiten bei dem konkreten Bauvorhaben Nach-
weise bedingen. 
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Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme seitens der 
Unteren Naturschutzbehörde auf entgegenstehende Belange hinweist, die im 
Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden müssen.  
 
Die Gemeinde setzt sich nachfolgend mit den Anregungen und Hinweisen der 
Unteren Naturschutzbehörde auseinander.  
 
Eingriffsregelung 
Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass bei einer Inanspruchnahme 
eines Ökokontos zur Kompensation dieses im weiterern Planverfahren zu 
benennen und darzulegen ist. Das durch die Eingriffe in Natur und Landschaft 
verbleibende Kompensatinsdefizit von 672 m² EFÄ wird durch das Ökokonto 
LRO 83 „Naturwald Ostenholz bei Häschendorf“ ausgeglichen. Die vertragliche 
Regelung erfolgt zwischen dem Flächeneigentümer und den 
Ökokontobesitzern.  
 
„Der Baumschutzkompensationserlass gilt grundsätzlich für durch 
Rechtsvorschriften geschützte Einzelbäume, Alleen, Baumreihen sowie 
Baumgruppen […]“. Ein Obstbaum (Birne) ist nach gültiger Rechtsvorschrift 
(§ 18 Abs 1 NatSchAG M-V) kein geschützer Einzelbaum, sodass der 
Baumschutzkompensationserlass in diesem Fall keine Anwendung findet und 
die Birne keiner Kompensationspflicht unterliegt.  
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Baum- und Alleenschutz 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass im weiteren Planverfahren zu prüfen 
ist, ob innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 10 der 
Gemeinde Upahl Bäume zu finden sind, die nach § 18 Abs. 1 NatSchAG M-V 
gesetzlich geschützt sind. Neben der bereits erwähnten Birne sind keine 
weiteren Bäume im Plangebiet vorhanden. 
 
Die allgemeinen Ausführungen und gesetzlichen Grundlagen zum Baum- und 
Alleenschutz nimmt die Gemeinde  Upahl zur Kenntnis.  
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass es sich bei der Freifläche südlich des 
Gewerbestandortes nicht um einen Hausgarten handelt. Die Aussage wird 
korrigiert. Dennoch ist der Obstbaum auf der als Garten- und Abstellplatz 
genutzten Zierrasenfläche nicht nach § 18 Abs. 1 Nr. 2 NatSchAG M-V 
geschützt.  
 
Artenschutz 
Die Gemeinde weist darauf hin, dass im vorgelegten Satzungsentwurf unter 
„Hinweise“ keine Maßnahmen zur Wahrung der artenschutzrechtlichen 
Zugriffsverbote dargestellt sind. 
 
In den Festsetzungen ist unter Punkt 6 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft eine 
Maßnahme zur Vermeidung baubedingter Störungen von nachtaktiven, lärm- 
und störungsempfindlichen Tierarten festgelegt.  
Weitere Maßnahmen zur Wahrung der artenschutzrechlichen Zugriffsverbote 
sind nicht notwendig.  
 
Die artenschutzrechlichen Hinweise werden von der Gemeinde Upahl zur 
Kenntnis genommen.  
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Biotopschutz 
Innerhalb des Plangebietes sowie in der unmittelbaren Nähe befinden sich 
nach einer aktuellen Bestandserfassung sowie nach Abgleich der 
Darstellungen in den Umweltkarten M-V, keine nach § 20 NatSchAG M-V 
gesetzlich geschützten Biotope.  
Einen Antrag auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 20 Abs. 3 
NatSchAG M-V ist demnach nicht erforderlich.  
 
 
Natura 2000 
Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass im Rahmen der weiteren 
Planung die Verträglichkeit mit den Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung 
(GGB) DE 2133-303 „Wald- und Kleingewässerlandschaft Everstorf“ 
nachzuweisen ist. Eine FFH-Untersuchung zum oben genannten GGB wird mit 
dem Entwurf eingereicht.  
 
 
Die Anforderungen nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG sowie alle weiteren 
nebenstehenden Hinweise werden bei der Erarbeitung der FFH- Untersuchung 
berücksichtigt.  
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Zu FD Ordnung/Sicherheit und Straßenverkehr, Untere Straßenverkehrsbe-
hörde 
Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass aus straßenverkehrlicher Sicht 
keine Einwände bestehen. 
 
Der nebenstehende Hinweis wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
 
 
 
 
 
 
Zu FD Bau und Gebäudemanagement, Straßenaufsichtsbehörde 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass von Seiten der Straßenaufsichtsbe-
hörde gemäß § 10 StrWg-MV keine Einwände bestehen.  
 
 
Zu Straßenbaulastträger 
Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass keine Einwände bestehen. 
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Zu FD Öffentlicher Gesundheitsdienst 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass von Seiten des Fachdienstes Öffentli-
cher Gesundheitsdienst keine Bedenken bestehen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die lärmschutzrechtlichen Festsetzun-
gen zu beachten sind und ggf. Nachweise zu erbringen sind. 
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Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass das LUNG keine Stellung-
nahme abgibt. 
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Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass dem vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan Nr. 10 aus forstrechtlicher Sicht zugestimmt wird. 
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich innerhalb des Geltungsbereiches 
keine Festpunkte der amtlichen geodätischen Grundlagennetze des Landes 
MV befinden. Das Merkblatt wird beachtet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Landkreis Nordwestmecklenburg eben-
falls beteiligt wurde.  
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Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass keine bergbaulichen Belange 
nach dem BbergG sowie keine Belange nach dem EnWG in der Zuständigkeit 
des Bergamtes Stralsund berührt werden. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass derzeit keine Bergbauberechtigungen 
oder Anträge auf Erteilung von Bergbauberechtigungen vorliegen. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht des Bergamtes Stralsund 
keine Einwände oder ergänzende Anregungen bestehen. 
  



 
Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger                                                              Zwischenabwägung der Gemeinde Upahl 

 26 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass auch landwirtschaftlicher Sicht keine 
Bedenken und Anregungen bestehen. 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet in keinem Verfahren 
zur Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet und Bedenken daher 
nicht geäußert werden. 
 
 
 
 
Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass keine Belange nach §§ 5 Satz 1 
Nr. 1 bis 3 und 40 Abs. 2 Nr. 2 NatSchAG M-V betroffen sind. Die untere Na-
turschutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg wurde ebenfalls be-
teiligt. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine wasserwirtschaftlichen Bedenken 
bestehen. 
 
 
 
Der Hinweis auf das Altlasten- und Bodenschutzkataster wird zur Kenntnis ge-
nommen. Das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-
Vorpommern wurde ebenfalls als Träger öffentlicher Belange beteiligt. 
 
 
Der nebenstehende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass sich in der immissionsschutz- / 
abfallrelevanten Umgebung des Plangebietes Anlagen, die nach dem Bundes- 
Immissionsschutzgesetz genehmigt bzw. angezeigt wurden, befinden. 
 
Die Anlagen befinden sich mind. 1 km vom Plangebiet entfernt. Es sind daher 
weder für die nebenstehenden Anlagen noch für das Plangebiet Beeinträchti-
gungen zu erwarten. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass das LPBK M-V als obere Landesbe-
hörde nicht zuständig ist. 
 
Die Gemeinde Upahl weist darauf hin, dass der Landkreis Nordwestmecklen-
burg ebenfalls beteiligt wurde. 
 
 
 
 
 
Die nebenstehenden Erläuterungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass in verkehrlicher, straßenbauli-
cher und straßenrechtlicher Hinsicht keine Bedenken bestehen. 
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass der Wasser- und Bodenverband 
Stepenitz-Maurine keine Bedenken äußert. Des Weiteren wird zur Kenntnis ge-
nommen, dass sich im Plangebiet keine Gewässer zweiter Ordnung in der Un-
terhaltungspflicht des WBV befinden. 
 
Der Hinweis, dass die Stellungnahme nicht dazu berechtigt, jegliche Arbeiten 
ohne Zustimmung der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Nordwest-
mecklenburg auszuführen, wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Erläuterungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Zweckverband Grevesmühlen die 
grundsätzliche Zustimmung geben werden kann. 
 
Zu Allgemeines 
Die nebenstehenden Erläuterungen werden zur Kenntnis genommen und be-
achtet. 
 
Die Gemeinde wird dem Zweckverband Grevesmühlen nach Satzungsbe-
schluss und Rechtskraft des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ein Sat-
zungsexemplar zur Verfügung stellen. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass eventuelle Kosten nach erforderlichen 
Umverlegungen oder Änderungen an den Leitungsbeständen des Zweckver-
bandes vom Erschließer bzw. Grundstückseigentümer zu tragen sind. Des Wei-
teren wird zur Kenntnis genommen, dass Veränderungen der Trassenführung 
gemäß gültiger Zeichenvorschrift des ZVG zu erarbeiten und dem ZVG zu über-
geben sind. 
 
Zu Löschwasser 
Für das Plangebiet besteht für den Grundschutz ein Löschwasserbedarf von 
48 m³ pro Stunde über einen Zeitraum von zwei Stunden. Gemäß einer Rück-
sprache mit dem Ortswehrführer der freiwilligen Feuerwehr Plüschow (Juli 
2022) stehen für den Ersteinsatz Löschfahrzeuge der freiwilligen Feuerwehr 
Plüschow sowie der freiwilligen Feuerwehr Upahl mit einem Wassertank von 
rund 9.000 Liter zur Verfügung. Zusätzlich befindet sich, gemäß einem Schrei-
ben der freiwilligen Feuerwehr Plüschow (April 2020), innerhalb des Plangebie-
tes ein 5 000 Liter Wassertank sowie ein Brunnen mit rund 6 000 Liter Wasser. 
Darüber hinaus befindet sich südöstlich des Plangebietes in rund 250 m Ent-
fernung ein Löschwasserteich, der eine Größe von 34 m x 17 m und ca. 2 m 
Tiefe umfasst sowie westlich des Plangebietes im Bereich der GER Umwelt-
schutz GmbH ein Oberflurhydrant mit einer Leistung von rund 196 m³ pro 
Stunde. Der Löschwasserbedarf für den Grundschutz ist sichergestellt. Dies 
wurde mit der Stellungnahme der Stadt Grevesmühlen, Haupt- und Ordnungs-
amt bestätigt. 
 
Zu Wasserversorgung 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass innerhalb des Plangebietes ein Haus-
anschluss vorhanden ist und bei Bedarf und Kostenübernahme auf Antragstel-
lung durch den Grundstückseigentümer ein zusätzlicher Anschluss für das ge-
plante Wohngebäude hergestellt werden kann. 
 
Zu Abwasserentsorgung – Schmutzwasser 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das anfallende Schmutzwasser in die 
vorhandene Bio-Kläranlage einzuleiten oder eine Erweiterung bei nicht ausrei-
chender Dimensionierung erforderlich wird.  
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Zu Abwasserentsorgung – Oberflächenwasser 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass zur Nutzung des Grabens, bei einer 
Überlaufmöglichkeit in die vorhandene Vorflut, eine Einwilligung des Eigentü-
mers des Grabens einzuholen ist. 
Des Weiteren wird zur Kenntnis genommen, dass die Berechnung des Entwäs-
serungssystems und der Regenrückhaltung sowie die Abstimmung der Vorflut 
mit dem WBV dem ZVG vorzulegen sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Niederschlagswasserversickerung im 
Bauleitplanverfahren angepasst wurde.  
Für das geplante Wohngebäude sowie die weiteren neuen versiegelten Flä-
chen ist gemäß den Ausführungen des Ingenieurbüros eine Versickerung des 
anfallenden Niederschlagswassers im Sinne der DWA-A 138 über den Brun-
nenschacht im tieferen Baugrundbereich möglich. Nach dem Durchteufen des 
Geschiebelehms steht schluffiger Feinsand als wasserdurchlässiger Boden an. 
Die Brunnenversickerung erfolgt mit einer vorgeschalteten Rigole oder einem 
Rohr-Rigolen-System als Vorklärung des Niederschlagswassers. Die geplante 
Niederschlagswasserversickerung entspricht einer Schachtversickerung nach 
DWA-A 138.   
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Die nebenstehende Karte wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
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Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass die Löschwasserquellen grund-
sätzlich ausreichend sind. 
Des Weiteren wird zur Kenntnis genommen und beachtet, dass der Löschwas-
serteich zeitnah einer Pflege (Entkrautung) zugeführt werden sollte, welche in 
regelmäßigen Abständen wiederholt werden muss.  
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Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht der dem Amt Rehna 
angehörenden Gemeinden keine Bedenken bestehen. 
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Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangebiet keine von 
der 50Hertz Transmission GmbH betriebene Anlagen befinden oder in nächster 
zeit geplant sind. 
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die nebenstehenden Anlagenbetreiber 
nicht betroffen sind. 
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Der dargestellte Bereich entspricht dem Plangebiet des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 10. 
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Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass keine Einwände bestehen. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass eine Änderung des Geltungsbereiches 
eine erneute Anfrage erforderlich macht.  
Der Hinweis, dass durch den Bauausführenden eine rechtzeitige erneute An-
frage zu erfolgen hat, wird beachtet. 
 
Der nebenstehende Hinweis wird beachtet. 
  



 
Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger                                                              Zwischenabwägung der Gemeinde Upahl 

 42 

 
 
 
Die nebenstehende Karte wird beachtet. 
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die Vodafone GmbH / Vodafone 
Deutschland GmbH keine Einwände geltend macht. Des Weiteren wird zur 
Kenntnis genommen, dass sich im Plangebiet keine Telekommunikationsanla-
gen befinden und eine Neuverlegung derzeit nicht geplant ist. 
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Die überlassenen Unterlagen werden nur für interne Zwecke verwendet und 
nicht an Dritte weitergegeben. 
 
Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass die Telekom keine Einwände 
hat, wenn die erforderlichen Unterhaltungs- und Erweiterungsmaßnahmen am 
ober- und unterirdischen Kabelnetz jederzeit möglich sind. 
 
Die nebenstehenden Hinweise zur Versorgung der entstehenden Bebauung mit 
Telekommunikationsinfrastruktur werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise zum Kabelschutz bei der Bauausführung wer-
den beachtet.  
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Der nebenstehende Hinweis zur Kontaktempfehlung bei Kabelbeschädigungen 
wird zur Kenntnis genommen. 
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Der nebenstehende Leitungsplan wird beachtet. 
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Die Gemeinde Upahl nimmt die beigefügten Bestandspläne zur Kenntnis. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass für alle Bau- und Planungsarbeiten an 
bzw. in der Nähe von netzanlagen die Schutzanweisung zu beachten ist. Weiter 
wird zur Kenntnis genommen, wo die Schutzanweisung zu finden ist.  
 
 
Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Der nebenstehende Leitungsplan wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Upahl nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangebiet Versor-
gungsanlagen der e.dis Netz GmbH befinden. 
 
 
Die Gemeinde nimmt die beigefügten Planauszüge zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen  
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Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Hinweise und Ausführungen zum 
Gefährdungsbereich von Strom- und Gasverteilungsanlagen zur Kenntnis. Des 
Weiteren wird zur Kenntnis genommen, dass Auskünfte über weitere Vertei-
lungsanlagen anderer Netzeigentümer bei den zuständigen Betreibern einzu-
holen sind. 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Weitergabe an Dritte nicht erlaubt 
ist. 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Hinweis auf die nebenstehenden, aufgeführten Informationen wird zur 
Kenntnis genommen und beachtet. 
 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die beigefügten Pläne den Zustand zum 
Zeitpunkt der Auskunftserteilung wiedergeben und zu Beginn der Bauarbeiten 
aktuelle Pläne vorliegen.  
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Die Hinweise zur örtlichen Einweisung und möglichen Ansprechpartnern wer-
den zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis zu Ansprechpartnern für mögliche Rückfragen wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass vor Baubeginn eine erneute Auskunft 
bei der e.dis Netz GmbH einzuholen ist. 
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Der nebenstehende Leitungsplan wird beachtet. 
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